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Die Ententenoten
über Deutſchlands Entwaffnung.

Berlin, 28. April. (WTB. Amtlich.) Die dem Vorden der deutſchen Friedensdelegation in Paris übermittelten e

Noten über die Entwaffnung Deutſchlands haben
in Ueberſetzung folgenden Wortlaut:

Jm Namen der alliierten Regierungen beehre ich mich, Sie zu
bitten, der deutſchen Regierung folgende Noten zu übermitteln:

I.

Die alliierten Regierungen haben mit dem größten Bedauern
die Langſamkeit und den Mangel an gutem Willen
feſtgeſtellt, womit die deutſche Regierung an die Ausführung der
Beſtimmungen des Friedensvertrages über Landheer, Luftfahrt
und Marine herangegangen iſt. Am 21. Juni, nach Ablauf von
beinahe ſechs Monaten ſeit Jnkrafttreten des Friedensvertrages,
ſind die wichtigſten dieſer Beſtimmungen noch unausgeführt oder
unvollſtändig ausgeführt. So kommt es, daß das ſtehende Heer
ſoeben erſt auf 200 000 Mann zurückgeführt worden iſt, eine Zahl,
auf die es am 10. April hätte gebracht ſein müſſen, und daß
ſeine Gliederung mit der im Friedensvertrag vorgeſehenen nicht
im Einklang fteht, daß kein Geſetz erlaſſen worden ift, um in
Deutſchland ein dem Friedensvertrag entſprechendes Heerweſen
einzurichten, daß durch den Vertrag verbotene militäriſche For
mationen, wie die Sicherheitspolizei und die Ein
wohnerwehr, trotz wiederholter Aufforderungen fortbeſtehen,
daß die Zerſtörung des Kriegsmaterials, die am
10. März hätte beendet ſein ſollen, noch nicht zur Hälfte durch-
geführt worden iſt und daß die Ausfuhr von Waffen nach dem
Auslande andauert.

Die alliierten Regierungen haben nach ernſteſter Prüfung dieſer
Sachlage einſtimmig beſchloſſen, die in dem von Deutſchland unter

rag enthaltenen Beſtimmungen über die Luftſchiffmaterials und der Ermächtigung
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nach dem Stande von 1913 nicht allen Bedürfniſſen genügen
können. Die alliierten Regierungen ſind bereit, eine Vermeh-
rung der Polizeikräfte zu genehmigen. Sie können aber
unter keinen Umſtänden zulaſſen, daß dieſe Vermehrung durch
Beibehaltung der Sicherheitspolizei, einer Polizeitruppe von aus
geſprochen militäriſcher Art und Organiſation, ſtattfindet, zu
deren Auflöſung Deutſchland bereits vom Dezember 1919 an auf
gefordert war. Die Auflöſung der Sicherheitspolizei muß binnen
einer Friſt von drei Monaten von der Abſendung dieſer Note an
beendet ſein. Die Alliierten ſind mit der Verſtärkung der alten,
Ordnungspolizei genannten Polizeitruppe einverſtanden. Sie
zählt gegenwärtig 92 000 Mann. Die Mächte geben ihre Zuſtim-
mung, daß ſie bis auf 150 000 Mann erhöht wird, ſie knüpfen jedoch
daran die Bedingung, daß die Ordnungspolizei ihren Charakter
als örtliche und Gemeindepolizei bewahren muß und mit einer
Bewaffnung ausgerüſtet iſt, die ihren Zwecken entſpricht und von
dem interalliierten Ueberwachungsausſchuß feſtgeſetzt werden wird.

Die Alliierten werden während der drei Monate, von der Ab-
ſendung der gegenwärtigen Note an bis zur endgültigen Auf-
löſung der Sicherheitspolizei, es nicht zulaſſen, daß Soldaten der
Reichswehr in die Sicherheitspolizei übernommen werden. Die
derzeitige Stärke der Sicherheitspolizei ſtellt eine Höchfſtzahl dar,
die fortſchreitend vermindert werden muß.

III.
Die dritte Note beſagt u. a.: Artikel 201 des Vertrages

von Verſailles unterſagt für die Dauer von ſechs Monaten
nach Jnkrafttreten des Friedensvertrages die Herſtellung
von Luftfahrtmaterial jeder Art und ſeine Einführung
nach Deutſchland. Andererſeits beſtimmt Artikel 202, daß Deutſch
land den alliierten und aſſoziierten Mächten innerhalb von drei
Monaten nach Jnkrafttreten des Vertrages das geſamte Luft-
fahrtmaterial des Heeres und der Marine aus
liefert. Die dreimonatige Friſt zwiſchen der Abnahme des

K. Wiederaufnahme
ang, ſowohl was e Heeresſtärke als auch was das der Fabrikation ſoll dazu dienen, di ü der diKriegsm al anbetrifft, n umfang aufrecht Luftfahrt e wen e etſankere den

zuerhalten und derenſchonallzuverzögerte voll Transport oder die Unbrauchbarmachung des Materials zu ſichern.
ſtändige Durchführung unverzüglich zu betrei-
ben. Jn gleicher Weiſe erwarten die Regierungen, daß die
deutſche Regierung ihnen keinen Antrag auf Abände-
rung der militäriſchen Beſtimmungen des Vertrages
vorlegen wird, da ſolche Anträge nur abſchlägig beſchieden
werden können und daher nutzlos neue Verzögerungen mit
ſich bringen würden.

Die alliierten Regierungen richten heute an den Herrn BVor-
ſitzenden der dentſchen Friedensdelegation in Paris ihre Antwort
auf den Antrag der deutſchen Regierung wegen Beibehaltung eines
Heeres von 200 000 Mann. Dieſe Antwort geht dahin, daß die
militäriſchen Kräfte Deutſchlands auf der durch den
Friedensvertrag beſtimmten Stärke von 100000 Mann
und in der durch dieſen Friedensvertrag vorgeſehenen Gliederung
zu belaſſen ſind, daß die Sicherheitspolizei inner-
halb von drei Monaten vollſtändig aufzulöſen
iſt und daß anderſeits die Stärke der Polizeikräfte auf
150 000 Mannerhöht, ſomit um 70 000 Mann im Vergleich
zu der Stärke von 1913 vermehrt wird.

Des weiteren fordern die alliierten Regierungen die deutſche Re
gierung auf, unverzüglich die deutſche Geſetzgebung entſprechend
den Beſtimmungen des Artikels 211 mit den militäriſchen Beſtim-
mungen des Vertrages in Einklang zu bringen, geſetzliche Maß-
nahmen zu treffen, um entſprechend dem Artikel 170 die Ausfuhr
von Kriegsmaterial nach dem Auslande zu verbieten, die For-
mationen der Einwohnerwehren, die im Widerſpruch zu der
Entſchließung vom 3. April noch fortbeſtehen, tatſächlich auf-
zulöſen und die Auslieferung der Waffen dieſer Formationen
durchzuſetzen.

Die alliierten Regierungen erwarten, daß bei der Zerſtörung
des Kriegsmaterials keine neue Verzögerung eintritt
und daß die Ausführung aller Beſtimmungen über die Entwaff-
nung ſowohl hinſichtlich der Truppenſtärke als auch hinſichtlich
des Kriegsgeräts ohne weiteren Aufſchub erfolgt. Andernfalls
würden ſieh die alliſerten Regierungen gezwungen ſehen, die geeig-
neten Mittel zu prüfen, um die vollſtändige Ausführung der Be
ſtimmungen des Friedensvertrages ſicherzuſtellen.

II.
Die zweite Note weiſt zunächſt darauf hin, daß ſich die

deutſche Regierung am 4. Juni an die Konferenz gewendet hätte,
um eine vorläufige Verlängerung der ihr geſtellten, am
10. Juli ablaufenden Friſt herbeizuführen, binnen deren die
Heeresſtärke in Deutſchland auf 100 000 Mann herabgeſetzt werden
ſollte, mit der Begründung, daß nach dem was die alliierten Re

erungen ihr auf der Konferenz von San Remo mitgeteilt hätten,
erwarten müßte, daß erſt die Konferenz in Spa endgültig

ber dieſes Erſuchen beſtimmen würde. Die alliierten Mächte
können, ſo ſagt die Note, dieſe Auslegung der von San Remo an
die deutſche Regierung gerichteten Note nicht gelten laſſen. Die
alliierten Regierungen haben keine Veranlaſſung, einer erneuten
Verlängerung der Friſt zuzuſtimmen. Sie beſtätigen vielmehr
klar und einfach ihre früheren Erklärungen. Die militäriſchen
Veſtimmungen des Vertrages von Verſailles über das deutſche

werden ſowohl hinſichtlich feiner Stärke, als auch ſeiner
Gliederung und VBewaffnung in vollem Umfange aufrechterhalten
Sie müſſen aufs gengueſte ausgeführt werden. Wenn die Mächte
auch entſchloſſen ſind, die Abrüſtung Deutſchlands den Vertrags
deſtimmungen gemäß durchzuführen, ſo verkennen ſie doch nicht die
Notwendigkeit, der deutſchen Regierung r Aufrechterhaltung der
Ordnung im Jnnern ausreichende Polizeikräfte zu be
laſſen. Sie erkennen gern an, daß die normalen Polizeikräfte

Die Gärung in FJtalien.
Stürmiſche Kammerſitzung.

Nom 28. Juni. Die Kammerſitzung am Sonnabend ſchloß mit
einer wichtigen Auseinanderſetzung über Albanien. Die Sozia-
liſten fordern: die Zurückziehung der Truppen aus Valonga. Der
Rechtsſozialiſt Turati erklärte, als erſte Notwendigkeit zur Ver-
meidung einer gewaltſamen Revolution in ganz Europa die Auf
hebung des Verſailler Friedensvertrages.

Der Kriegsminiſter Bononi gab auf Einſpruch hin eine Dar-
ſtellung über die Ereigniſſe in Ancong, ohne zu erwähnen, wohin
der Transport der meunternden Berſaglieri beſtimmt wäre. Die
Sozialiſten verlangten durch Zwiſchenrufe Auskunft. Da die Re
gierung ſchwieg, entſtand ein großer Lärm, ſo daß die Sitzung
ausgeſetzt werden mußte. Nach Wiederaufnahme der Sitzung er-
klärte Giolitti, die Regierung habe bereits verkündet, daß ſie das
Protektorat über Albanien nicht aufrechterhalte und daß ſie dem
Lande die RNnabhängigkeit gebe. Die Sozialiſten riefen dazwiſchen
Valong, worauf Giolitti antwortete: Unſere Soldaten ſtehen
allerdings in Valona und müßten ſich dort gegen die Angreifer
verteidigen. Auch die Sozialiſten könnten, wenn ſie regierten,
nicht zugeben, daß die Soldaten ins Meer geworfen werden. Hier-
auf folgte ein Hand gemenge zwiſchen den Sozia-
liſten und den Bürgerlichen. Die Tribünen wurden ge
räumt.

Rom, 28. Juni. Die Kammer wählte als Nachfolger Orlandos
den neapolitaniſchen Demokraten Denicola zum Kammer-
präſidenten. Denicola, der kaum 40jährig im Jahre 1918 Ab-
geordneter wurde, hat bei der letzten Miniſterkriſis den Eintritt
in das Kabinett abgelehnt.

Die Meuterei in Ancona.
Rom, 28. Jnni. Jn Ancona meuterte geſtern ein Bataillon

Berſaglieri, nahm die Offiziere gefangen und verhinderte
mit Maſchinengewehren jede Annäherung. Gleichzeitig wurde in
der Stadt der Generalſtreik erklärt. Offiziere wurden in
den Straßen tätlich angegriffen. Die Meuterer machten einen
Ausfall mit Panzerwagen. Viele Perſonen wurden verwundet.
Endlich ſchloſſen Regierungstruppen die Kaſerne mit Schützen
gräben ab, und Geſchütze wurden aufgefahren, worauf ſich die
Meuterer ergaben. Epoca meldet, daß es ſich weniger um eine
Revolte als um eine Art Pronunziamento handele, da die Re
gierung beabſichtigen ſoll, das Berſaglierikorps größtenteils auf-
zulöſen.

Kundgebung der Kriegsbeſchädigten.
Leipzig, 28. Juni. Eine Maſſenkundgebung der

Leipziger Kriegsbeſchädigten fand am geſtrigen Sonn-
tag auf dem Auguſtusplatz ſtatt, wozu die Teilnehmer in geſchloſfe
nem Zuge aus den verſchiedenen dtteilen anrückten. Wie im

en Reiche, proteſtierten die Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen gegen das neue Reichsverfor-
gungsgeſetz. Eine entſprechende Reſolution gelangte zur An-
nahme. Nach der Verſammlung zogen die Teilnehmer nach der
Kreishauptmannſchaft, wo, die Reſolution zur Weitergabe an die
Regie übergeben wurde. Die Kundgebung verlief ohneZwiſchenſan

Kautsky gegen Kautsky.
Die Recht sſozialiſten lieben es, in Ermangelung anderer

Gründe oft Kautskh als Zeugen für die Richtigkeit ihrer ver-
derblichen Politik anzurufen. Genoſſe Kautsky iſt einer der beſten
theoretiſchen Köpfe des internationalen Sozialismus. Seine ge-
waltige Geiſtesarbeit und ſeine ehrliche ſelbſtloſe Ueberzeugung
ſind für uns Grund genug, uns von kleinlichen gehäſſigen Splitter-
richtereien und Angriffen fernzuhalten. Wir können deshalb nicht
die Methode einiger Genoſſen billigen, Kautsky als Verräter hin-
zuſtellen. Aber wir denken auch nicht daran, die Verehrung ſo weit
zu treiben, kritiklos Kautskys Haltung zu den Fragen der Gegen-
wart hinzunehmen.

Kautsky unterſcheidet ſich von der USP. in der Frage Demo-
kratie und Diktatur. Er glaubt, wie die Rechtsſozialiſten,
die Demokratie allein ſei das Mittel, zum Sozialismus zu ge-
langen. Dieſe Anſicht verſtehen wir nicht, denn wenn jemand noch
im Zweifel darüber ſein konnte, hat es ihn das letzte Jahr gelehrt,
daß in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft von Demokratie überhaupt
nicht die Rede ſein kann, und daß die Arbeiterklaſſe bei Durch
ſetzung ſozialiſtiſcher Ziele immer den entſchloſſenſten Widerſtand
des geſchloſſenen Bürgertums findet. Wer alſo die Demokratie

wie die Rechtsſozialiſten in dem Sinne auffaßt, daß erſt eine ge-
waltige Stimmzettelmehrheit das Recht gibt, ſozialiſtiſch zu han-
deln, der verzichtet auf Jahrzehnte überhaupt auf die Verwirk-
lichung des Zieles, die doch gerade jetzt eine Lebensfrage iſt.

Auch dann, wenn eine ſozialiſtiſche Mehrheit erreicht wird, muß
ſie die bürgerliche Minderheit einfach an die Wand drücken, alſo
auch noch eine Diktatur der Mehrheit ausüben. Jſt das aber
Demokratie? Demokratie bedeutet nämlich gleiches Recht für alle
Schichten des Volkes, alſo gemeinſames Wirken aller. Aber eine
ſozialiſtiſche Mehrheit kann nur ſozialiſtiſch wirken, indem ſie die
wirtſchaftlichen und politiſchen Maßnahmen gegen den ſchärfſten
Widerſtand aller kapitaliſtiſchen Kreiſe durchzuſetzen verſucht, in-
dem ſie, geſtützt auf die Macht der bewaffneten ſozialiſtiſchen
Arbeiter, die Wirtſchafts und Geſetzesmaßnahmen diktiert. Dik-
tatur hat bisher immer beſtanden. Es war die Diktatur der
herrſchenden kapitaliſtiſchen Klaſſen über die Arbeiter, alſo die
Diktatur der Minderheit über die Mehrheit des Volkes. Eine Ar-
beiterdiktatur dagegen iſt Herrſchaft der Mehrheit über eine
Minderheit, die mit der fortſchreitenden Sozialiſierung immer
mehr verſchwindet, bis die Klaſſen aufgehoben und wirkliche Demo-
kratie erreicht iſt.

Das iſt der klare Gedankengang der USP., deſſen Richtigkeit
zu widerlegen noch niemand imſtande war, auch Kautskhy nicht.
Gerade er als einer der beſten Marx-Bearbeiter erregt mit ſeiner
Haltung berechtigtes Kopfſchütteln, um ſo mehr als Marx ſich
klar für die Diktatur als notwendiges Uebergangsftadinum vom
Kapitalismus zum Sozialismus ausgeſprochen hat. Betont muß
hierbei freilich werden, daß Kautsky unter Demokratie etwas ganz
anderes verſteht wie unſere famoſen Rechtsſozialiſten, die ſelbſt
die Säbeldiktatur, das Blutregiment eines Noske als vollendete
Demokratie prieſen. Und ebenſo klar und unzweideutig muß
immer wieder geſagt werden, daß wir die Diktatur nur anwenden
können und wollen, wenn das Proletariat die politiſche Macht er
obert hat. Die Diktatur liegt alſo, wie Radek ſagt, gewiſſermaßen
am Ende des Kampfweges, nicht am Anfang. Wie das Prole-
tariat die Macht erlangen kann, iſt eine Frage für ſich. Die Mittel
dazu ſind zu verſchieden. Am 6. Juni hätten die Wahlen zur Be-
ſitzergreifung der Macht führen können. Es kann aber auch der
Fall eintreten, daß die Arbeiterſchaft zum Abwehrkampf gegen
die Reaktion gezwungen, nach dem Siege über dieſe, die Macht er-
greift. Sie kann ſogar durch eine dauernde Regierungskriſe dazu
veranlaßt werden. Wie dem auch ſei, nach der Machtergreifung
gehören zur Erhaltung der Macht und zu ihrer Ausnutzung
zum ſozialiſtiſchen Aufbau außergewöhnliche Mittel. Und das iſt
eben die Diktatur.

Kautsky nimmt auch in der Frage der Koalitionspolitik eine von
der Stellung der USP. abweichende Haltung ein. Er lehnt ſie
nicht grundſätzlich ab, er befürwortete ſie nicht unter allen Um-
ſtänden, ſondern er macht ſie (ſiehe Artikelſerie in der Wiener
Arbeiterztg.) zur Frage der Taktik. Und das im gleichen
Augenblick, als auch in Wien die Koalition an den inneren Wider
ſprüchen zum Teufel ging und auch in anderen Ländern die Un-
möglichkeit einer Regierung von Kapitaliſten und Sozialiſten
immer offenbarer wird. Damit ſchlägt ſich Hautsky aber auch
ſelbſt, denn noch im Jahre 1909 ſchrieb er in ſeiner Broſchüre: Der
Weg zur Macht auf Seite 12:

„Eine proletariſche Partei in einer bürgerlichen Koalitions-
regierung wird ſtets mit ſchuldig werden an Handlnungen
zur Niederhaltung des Proletariats, die ihr deſſen
Mißachtung einbringen, und dabei doch ſtets durch das Miß-
trauen ihrer bürgerlichen Blockbrüder eingeengt bleiben und
an jeder erſprießlichen- Tätigkeit dadurch ver-
hinder,t werden. Jedes derartige Regime kann nicht eine
Stärkung des Proletariats bringen, dazu gibt ſich
keine bürgerliche Partei her: es kann bloß eine prole-
tariſche Partei kompromittieren, das Prole-
tarigt verwirren und ſpalten.“

Werin Kauts?y in elf Jahren ſo gründlich umgelernt hat, iſt
das allerdings unverftändlich, zumal gerade die Zuſpitzung der
Klaſſenkämpfe zu nie geahnter Schärfe und die revolutionären
Kämpfe überall dem Kantsky von 1909 doppelt Recht geben. Wir
kommen deshalb zu dem rein menſchlichen Urteil, daß Genoſſe
Kautsky infolge ſeines Alters und ſeiner immer größeren Zurück-
gezogenheit von dem ſtark pulſierenden politiſchen Gegenwarts-
kampf Jrrtümern unterliegt, die uns zwar nicht zur Schmähung,
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ſperrten Maſſenaufgebote

Blatt:

beantragt, den Ab zug auszuſetzen und eine Kommiſſion von
W Mitgliedern mit der Neuregelung zu betrauen.

/behaltung des Abzuges aus, nur gewiſſe Ungereimtheiten will er

Dr. Gratz, wird den

Regierung ſelten zu.

geben

zwingen. Wir werden das nicht unterlaſſen, um der notwendigen
Klarheit willen.

Wenn aber die Rechtsſozialiſten Kautsky als ihren
Zeugen betrochten, dann beſchleicht uns ein widerliches Gefühl.

hn mit den Saboteuren des Sozialismus auf eine Stufe zu
ſtellen, betrachten wir als eine Schmähung eines ehrlich Jrrenden.
Er lehnt die „Demokratie“ der Rechtsſozialiſten entſchieden ab,
er bekämpfte die Krjegspolitik der Rechtſer und das Noskeſyſtem,
er unterſcheidet ſich auch himmelweit in der Sozialiſierungsfrage
von den Rechtsfozialiſten. Die rechtsſozialiſtiſche Preſſe hat wohl
ſeine Sozigliſfierungsforderungen veröffentlicht, aber
ſie hat unterlaſſen, ihren Leſern mitzuteilen, daß Kautsky von der
Ebert Regierung aus der Sozialiſierungskommiſſion gedrängt
wurde, daß er damals der Regierung heftige Vorwürfe wegen ihres
Verſagens in der Sozialiſierung machte und daß noch jetzt im Wahl
kampf die Spitzen der rechtsſozialiſtiſchen Partei, u. a. Bauer,
die Sozialiſierung des Bergbaues ablehnten,
während ſie Kautsky als dringende Maßnahme fordert. Die rechts-
ſozialiſtiſche Preſſe ſchätzt ihre Leſer ſo gering ein, daß ſie dieſe
kraſſen Widerſprüche zwiſchen Rechlsſozialiſten und Kautsky nicht
begreifen würden. Wir nehmen von Kautsky als Theoretiker das
Gute und Große, das er geſchaffen, ſuchen aber den Weg zu der
Arbeiterklaſſe die Vorausſetzung für die Erreichung ſeines und
unſeres großen Zieles ohne ihn und im Gegenſatz zu ihm auf
Grund des Studiums der gegenwärtigen realen Machtverhältniſſe
und den fFlaren Richtlinien, die uns der frühere Kautsky
gegeben hat.

Gegen Steuerabzug und Teuerung
etwa 6000 Perſonen beſuchte

ſchamloſen Lebensmittelwucher
Jn Bremen fand eine von

Proteftverſammlung gegen den
und den unerträglichen zehnprozentigen Lohnabzug ſtatt. Die
Verſammlung war vom COewerkſchaftskartell, den freien An
geſtellten und Beamtenorganiſationen einberufen und hat zum
arftenmal einmütig und entſchloſſen alle Hand- und Kopfarbeiter
aufmarſchicren laſſen. Jn einer Reſolution fand der Wille der
BVerſammelten ſeinen Ausdruck.

n Krefeld iſt es bekanntlich bei einer großen Demonſtration
gegen den Lebensmittelwucher zu brutalen Ausſchreitungen der
belgiſchen Soldateska gekommen. Wie uns darüber berichtet wird,

belgiſcher Soldaten die Straßen ab.
Offiziere mißhandelten die Bevölkerung durch Schläge mit der
Reitpeitſche. Es kam zu Maſſenverhaftungen, die am Dienstag
fortgeſetzt wurden. Am Dienstag löſte die Lelgiſche Militärbehörde
die in Krefeld in Garniſon liegenden Truppen durch aus-
wärtige Verſtärkungen ab. Dieſe vorwiegend aus jungen
belgiſchen Rekruten beſtehenden Truppen gingen provozierend vor.
Die Behandlung der Paſſanten wurde wiederholt zu Mißhand-
lungen. Ja, es kam ſogar zur Niedermetzelung. Ein Arbeiter,
der angeblich nicht ſchnell genug Platz gemarht haben ſoll, wurde
hinterrücks von einem belgiſchen Kriminalbeamten niedergeſchoſſen.
Ein zehnjähriges Hind wurde von einem belgiſchen Soldaten mit
dem Bajonett aufgeſpießt. Jnfolge dieſer nnerhörten Vorgänge
aben die Betriebsvertrauensleute des Krefelder JnduſtriegebietesPreetdes Ultimatum überreicht:

Wir verlangen von der belgiſchen Beſatzungsbehörde:

1. Die ſofortige Zurückziehung der die in der werk-J uppen
Crätigen Bevölkerung als Wachhabende des Schiebertums auf-

gefaßt werden, aus der inneren Stadt
2. Sühne für die Erſchießung unſchuldig Laſſanten und

Niedermetzelung, darunter eines zehnjährigen Kindes, durch
belgiſche Soldaten.

8. Garantie für
Konſumenten im Preis

widrigenfalls die Krefelder Nrbeiterſchaft
tritt, zu dent Sympthieerklärungen der
rheins vorliegen.

hinreichende und im Einvernehmen mit den
s feſtzuſetzende Lebensmittel,

in den Generalſtreik
geſamten linken Nieder-

Ueber den Stenerabzug
ſchreibt der Berliner Lokalanzeiger, ein bürgerlich reaktionäres

Der Widerſpruch gegen den Steuerahzug will nicht zur Ruhe
kommen. Es gärt kräftig unter Arbeitern und Angeſtellten weiter.
Die Verhältniſſe ſind eben ſtärker als die literariſche Hinter-
laſſenſchaft Erzbergers, der mit dem ſtrikten Gehorſam für alle
Steuerbefehle rechnete. Die Not der Zeit iſt ſo groß, daß der
einzelne dem Staat keine Vorſchüſſe leiſten kann, worauf doch
das ganze Experiment hinauskommt. „Und wenn das Reich
bankrott macht, wo bleiben meine Sieuerpfennige, die mir
zurückerſtattet werden ſollen,“ fragte eine beſcheidene Aufwarte-
frau. Es iſt immer ein Zeichen ſchlechten Kredits im bürger-
lichen Leben, nach dem Vorſchuß zu rufen.

Die ehemaligen Koalitionsparteien des Reichstages
haben im Bewußtſein ihrer Schuld an dieſem Steuermonſtrum

Der rechts-
ſogialiſtiſche Abg. Keil ſpricht ſich aber im Vorwärts für Bei-

beſeitigen.

Gewerkſchaftsverhandlungen mit Hes5hy-
Ungarn.

Heute haben unter Vorſitz des Staatskanzlers
zur Aufhebung des Boykotts gegen Ungarn be-

der ungariſchen Regierung, der Geſandte
Vertretern der Gewerkſchaften jene Maßz-

nahmen bekanntgeben, welche die ungariſche Regierung zur Siche-
rung der Rechtsordnung getroffen hat. Von dem Ausmaße dieſer
Erklärung wird es abhängen, ob es möglich ſein wird, den Boykott
gegen Ungarn aufzuheben.

Wien, 28. Juni. Zu Verhandlungen der Gewerkſchaften mit
Vertretern der ungariſchen Regierung ſind aus Amſterdam hier
eingetroffen für die engliſchen Gewerkſchaften Appleton,
der Sekretär des internationalen Gewerkſchaftsbundes, und der
Sekretär der öſterreichiſchen Gewerkſchaften, Hulber, der vor
kurzem nach Amſterdam gereiſt war. Außerdem werden die Ge-
werkſchaften der Tſchecho-Slowakei und Jugoſlawien bei den Be-
ratungen wegen Aufhebung des Bohyhkotts gegen Ungarn vertreten

Wien, 25. Juni.
die Verhandlungen
gonnen. h eDer Vertreter

voſeſed gocherNenten Manne

Jm Reichstage ſtellte ſich am Montag die neue Regierung vor.
Der Reichskanzler Fehrenbach

begann mit etwas kleinlauter Stimme, daß er über die Urſachen
des Wahlausfalls nicht reden wolle. Die Hauptſache ſei,
das Staatsſchiff jetzt vor Schiffbruch zu bewahren. Die Regie
rungsbildung habe große Schwierigkeiten verurſacht, wenn trotzdem
die Regierung entſchloſſen ſei, mit voller Kraft an die Arbeit zu
gehen, tue ſie es in der Zuverſicht, daß ſie durch das Vertrauen der
Volksvertretung unterſtützt werde. An dieſe vielſagende Bemerkung
ſchloß ſich der Dank an die bisherige Regierung an. Beſonders den
ausſcheidenden Rechtsſozialiſten beſcheinigte Herr Fehren-
bach mit warmer Betonung, daß ſie pflichteifrig gearbeitet haben.
Man hatte das Gefühl, daß er ſich mit dieſem Lob die ſo notwen-
digen rechts ſozialiſtiſchen Stimmen für die Minderheitsregierung
ſichern wollte.

Zu dem Regierungsprogramm übergehend, bemerkte Fehrenhbach,
daß das Programm. das er jetzt zu verleſen beabſichtige, lückenloſe
Uebereinſtimmung im ganzen Kabinett gefunden habe. Zahlreich
ſeien die Aufgaben und ſie würden erſchwert durch die Verhältniſſe,
die eine unerträgliche gang zwiſchen Wollen und Können
brächten. Jm Hinblick au

die Konferenz in Spa
wolle er ſich zunächſt mit der auswärtigen Politik befaſſen.
Sie ſtehe im Zeichen des Friedensvertrages, der wie eine dunkle
Wetterwolke über dem deutſchen Volke liege. Die Regierung habe
gleichwohl keine anderen Richtlinien für das Beſtreben, die Ver-
pflichtungen des Friedensvertrages zu erfüllen, ſoweit das möglich
ſei. Auch die Herabſetzung der Heeresſtärke werde ſie ehrlich und
ohne Hintergedanken zu erfüllen verſuchen. Es ſei bisher in der

des Friedensvertrages mehr geleiſtet worden, als er
wartet werden konnte. Die Leiſtungen Deutſchlands würden ſyſte-
matiſch herabgeſetzt. Die neue Regierung betrachte es daher für ihre
Aufgabe, dokumentariſch nachzuweiſen, was bisher alles geleiftet
wurde. Wenn nicht alles durchgeführt werden konnte, ſo weil die
Verhältniſſe ſtärker ſeien als der Wille. Das ſchlimmſte Hindernis
in der Erfüllung des Friedensvertrages ſei das Mißtrauen, mit dem
die Ententemächte Deutſchland gegenüberſtehen. Wer dieſes Miß-
trauen ſchüre, verſündige ſich an ganz Europa. Das deutſche Volk
hege keine machtpolitiſchen Gedanken und keine Revancheabſichten.
Solche Stimmung wird um ſo weniger aufkommen, je weniger man
ihr entgegentritt.

Die Regierung habe nur einen Gedanken: Wiederaufbau,
und darin ſollten alle Völker unſere Arbeitsgenoſſen ſein. Deutſch
land muß wirtſchaftlich und politiſch wieder leiſtungsfähig ge-
macht werden. Auch in feindlichen Ländern werden Stimmen laut,
dahingehend, daß man Deutſchland Bewegungsfreiheit laſſen müſſe,
um es

wieder zum Aufbau kommen
zu laſſen. Deshalb ſetze die Regierung ihre Hoffnungen auf
Sp a. Jm einzelnen wolle er nicht auf die Mittel eingehen, die
dort den Ententemächten vorgeſchlagen werden ſoll. (Zwiſchenruf
von der Unabh. Fraktion: Das iſt gerade die Hauptſache, nach
welchen Grundſätzen ſoll verhandelt werden?)

Jn der
inneren Politik

iſt die größte Sorge der Regierung der Wiederaufbau. Der gemein-
ſame Wille der Regierung geht dahin, auf der Grundlage der
republikaniſchen Verfaſſung das Reich wieder hochzubringen. Ver-
faſſungsrechtliche Kämpfe müſſen gegenüber der Notwendigkeit des
Wiederaufbaues zurücktreten. Die Regierung wolle keine Klaſſen
politik. (Gelächter bei der Unabhängigen Fraktion. Zuruf: es
herrſcht Klaſſenpolitikl) Fehrenbach fährt unbeſchadet der jetzt
etwas lebhafter werdenden Stimmung unter den Abgeordneten
ruhig in der Vorleſung ſeines Programms fort, das in der Auf-
zählung der üblichen Phraſen über gleiches Recht aller Staats-
bürger, gleiche Anwartſchaft auf alle Staatsſtellen, freie Bahn dem
Tüchtigen uſw. uſw. beſteht. Zum Schluß betont er noch einmal,
daß die Regierung allen Klaſſenkämpfen entſchieden entgegentreten
werde, Ruhe und Ordnung tue jetzt vor allem not. (Polizei und
Soldaten.) Die Regierung appelliere an das ganze deutſche Volk,
den ſchrecklichen Krieg innerhalb des Landes nicht fortzuführen,
nachdem er an den Grenzen beendet ſei. Jedem Appell an die Ge-
walt. woher er auch kommt, werde die Regierung tatkräftig ent-
gegentreten. Dieſer Teil der Fehrenbachſchen Ausführungen
wurde durch ſtürmiſche Zwiſchenrufe aus der Unabhängi-
gen Fraktion unterbrochen. Fehrenbach reagiert auf keinen
Zwiſchenruf. Er hält ſich feſt an ſein Manuſkript und fährt, als es
ruhiger wurde, fort, vorzuleſen, daß die Regierung auf dem Boden
der Verfaſſung von Weimar ihre Politik weiterzuführen gedenke.

Und nun kommt eine
Aufzählung der geſetzgeberiſchen Abſichten,

die die Regierung hat. Das Verhältnis von Staat und Kirche
ſoll geregelt werden; weitere Reformen des Beamten-
rechte s werden angekündigt; die Jugend ſoll wieder in ein ge
ſittetes Friedensleben zurückgeführt twerden; der Not der deutſchen
Wiſſenſchaft will man abhelfen. Kurz, alle Gebiete der Volkswirt-
ſchaft und Kultur ſollen mit Reformen bedacht werden.

Sodann folgt ein etwas heiklerer Punkt: die Stellung zum
Föderalismus. Anſcheinend auf Drängen der Bapwveriſchen
Volkspartei und des föderaliſtiſchen Flügels der Zentrumsfraktion
ſind die Sätze hineingekommen, die ſich gegen „Ueberſpannung der
Zentraliſation“ wenden. Den Bundesſtaaten ſoll die Freiheit der
Entwicklung gewährt werden, dadurch, daß ein verſtärktes Gewicht
auf die Geſetzgebung der Bundesſtaaten abgeſchoben wird. Jeden-
falls werde die neue Regierung ſich fſeder Ueberſpannung der Zen-
traliſation widerſetzen. Sie erblickt ihre Aufgabe in dem Bemühen,
mit den Landesregierungen engere Fühlung zu halten. Dieſe Aus-
fübhrungen werden von der Rechten mit Beifall aufgenommen.

Nach einigen Bemerkungen über
die Abſtimmungen in Oberſchleſien

und Oſtpreußen, von der Fehrenbach einen Sieg der deutſchen Ge
ſinnung erhofft, kam er auf die Reichswehr zu ſprechen. Die Kluft
zwiſchen Volk und Heer müſſe verſchwinden. Der Geſetzentwurf
über

Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit
liege bereits dem Reich srat vor. (Lebhafte Zwiſchenrufe der
Unabhängigen Fraktion unterbrachen hierbei wieder die Vorleſung
des Kanzlers.) Fehrenbach hält ſich auch jetzt nicht damit auf, ſon
dern geht zur

Schilderung der Finanzlage
über. Die Hälfte des Sachvermögens des deutſchen Volkes fei durch
den Krieg vertan. (Zuruf v. d. Unabhängigen: Durch eure Schuld,
das hättet ihr euch vor dem Krieg überlegen ſollen trotzdem wolleſein.

Der Landarbeiterſtreik in Pommern.
Die PPN. bringen eine offizielle Darſtellung über den Land

arbeiterſtreik, worin vor allem der Preßhetze entgegengetreten wird,
die vom Pommerſchen Landbund ausgeht und den Zweck hat, die
agrariſche Gegenrevolution zu mobiliſieren.

Es wird feſtgeſtellt, daß überall dort, wo Tarifabſchlüſſe zuſtande
Jamen, Ruhe herrſcht, daß aber die Agrarier den Abſchluß von
Tarifverträgen ſabotierten. Selbſt dort. wo es zum Streik kam.
verlief dieſer ruhig, bis der Landbund provozierend eingriff
und Unruhe ſtiftete.

So iſt es freilich überall und bei allen Unruhen nur gibt das die
Hier, wo der Landwirtſchaftsminiſter von

Agrariern angegriffen wird, muß ſie einmal der Wahrheit die

alles vom Reiche zehren. Die Laſten des Reiches ſeien durch die
Flut der Anforderungen ins Ungeheuerliche. geſtiegen. Das ſtehe
nun auch in Wechſelwirkung mit dem Stand der Reichsfinanzen.
Die ſchwebende Schuld vergrößere ſich täglich und die Papiergeld-
zunahme ſei kein Zeichen des Wohlſtandes. Es müſſe alles auf-
geboten werden, um das Reich vor dem Bankrott zu bewahren (Zu-
ruf: der Bankrott iſt längſt dal) Eine der Hauptaufgaben der Re
gierung ſei deshalb die Sanierung der Finanzen. Dazu bedürfe es
aber des Pflichtbewußtſeins des ganzen deutſchen Volkes. Jn allen
Ländern hätten die Steuern eine bisher nie dageweſene Höhe er-
reicht, in Deutſchland aber ſeien die Steuern naturgemäß am höch-
ſten. Wenn die Steuereinnahmen planmäßig erfolgten, nehme das
Reich 24 Milliarden an Steuern ein, davon ſeien allerdings 8 Mil
liarden einmalige Abgaben und trotz dieſer ungeheuren Steuerein-
nahme würden die Schulden noch wachſen. Man ſei alſo noch nicht

zu Ende mit der Finanzreformarbeit und ſchon tue ſich ein neuer

daran,

Abgrund bei den ei Betrieben des Reiches. betzein Se einer mar die Eiſenbahn ein Ah
Milliarden Mark. Es müßten Mittel geſucht werden dieſen
W zu ändern. Angeſichts dieſer Finanzlage ſei es ein Ver

rechen, wenn Steuerſabotage getrieben werde und verſucht werde,
die Steuern zu hinterziehen. e Regierung werde aufs ſchärffte
jede Aufforderung zur Steuerſabotage Selbſt die ſchwer
ſten Steuern ſeien leichter zu tragen als der Bankrott.Die Hauptſache in wirtſcha er Beziehung ſei jetzt die Wie

derherſtellung der wahr W Es ſei dasWort geſprochen worden. man müſſe Waren oder Menſchen expor
tieren. enſchen wolle die Regie nicht exportieren, alſo müſſe
ſie alle Kräfte an das Ziel ſetzen, die zu heben.
Wolle man aber reichlicher produzieren, müſſe das Volk beſſere Er-
rung haben. Jm Krieg ſei die ſchlechte Ernährung vorüber d
noch zu ertragen geweſen, im Frieden ſei ſie unerträglich. (Zuruf
von unabhängiger Seite: Sagen Sie das doch nach rechts hin
über.) Die Ernährungslage ſei beſorgniserreg ſchon ſeien
ruhen ausgebrochen, denen nur abzuhelfen ſei durch vermehrte Zu-
fuhren aus dem Ausland. Die Getreideablieferungen aus dem
land waren unzureichend, die Fleiſchbelieferung mußte auch faſt
ausſchließlich auf das Ausland eingeſtellt werden, nur Kartoffeln
kommen in der letzten Zeit mehr fur Ablieferung. (Zurufe von
links: nachdem ſie ver fault ſindl)

Die beſſere Verſorgung des Volkes ſoll Hand in Hand gehen mit
einer

Lockerung der Zwangswirtſchaft.
(Stürm. Zurufe von der Unabhängigen Fraktion.) Es handle ſich
um planmäßigen Abbau, aber dort, wo man glaubt, daß der freie
Handel eine beſſere en ermögliche, werde der Abbau mit Be
ſchleunigung durchgeführt. Großes Gewicht müſſe gelegt werden
auf die Förderung der Landwirtſchaft. (Zurufe von unabhängiger
Seite:

Wo bleibt die Sozialiſierung?
Fehrenbach: Sind Sie ungeduldig.) Fehrenbach fährt dann fort
mit der Schilderung der Wirtſchaftslage im Bergbau, der Kali und
Elektrizitätsbewirtſchaftung und bemerkt, die Regierung ſei der
Auffafſſung, daß die Urproduktion Angelegenheit der ganzen Volks
gemeinſchaft ſei. Jn dieſem Sinne werde die Sozialiſierung auch
loyal weiter fortgeſetzt. (Zurufe: Raumer.) Die Regierung lege
Wert auf eine geſunde Gliederung des Wirtſchaftsorganismus.
Auch den Genoſſenſchaften ſoll großer Spielraum gewährt werden.
Jm freien Spiel der Kräfte wären die Wirtſchaftsfragen heute nicht
zu löſen. (Zurufe von der unabhängigen Seite: und dabei wollenSie Aufhebung der Zwangswirtſchaftif

Endlich kündigt Fehrenbach an, daß an dem
Ausbau der Betriebsräte

und des Reichswirtſchaftsrates weitergearbeitet werden ſoll, daß
demnächſt Vorlagen kommen: Bezirksarbeiterräte und einen Reichs
arbeiterrat, daß die Sozialreform fortgeführt werde. Geſetze über
den Ausbau der Verſicherungsordnungen, die Reform der Jn-
validen- und Unfallverſicherungen ſeien bereits in Vorbereitung.
Auch eine Vorlage über Arbeitsloſenverſicherung beſinde ſich bereits
beim Reichsrat, endlich lege die Regierung großen Wert auf die
Förderung des Siedlungs- und Heimſtaättenweſens. Die ausgewie
ſenen Deutſchen aus den ehemaligen deutſchen Gebieten, die Kolo-
nial- und Auslandsdeutſchen ſollen entſchädigt werden, aber auch
die Schiffsreeder ſollen Entſchädigungen erhalten für die beſchlag-
nahmten Schiffe.

Mit erhobener Stimme erklärt dann Fehrenbach zum Schluß, die
Regierung habe den ehrlichen Willen, nicht gegen, ſondern mit den

der Mitarbeit entziehen werde, ſie ſei
Arbeitern zu regieren. Sie hoffe zuverſichtlich, daß ſich kein Stand

eine bürgerliche Regierung,
aber nicht durch ihren Willen, der freiwillige Verzicht der
Rechtsſozialiſten lege ihnen nun auch die Verpflichtung auf.
die Regierung, die eine Regierung der Verſöhnung und des Aus
gleichs ſein wolle, zu unterſtützen. Die Regierung ſei der Auf
faſſung, nötiger als eine ſtarke Fauſt wäre jetzt, die ehrlich dar
gebotene Rechte, in die alle Wohlmeinenden einſchlagen ſollten. Er,
Fehrenbach ſtehe an ſeiner Stelle nur als Opfer ſeiner Auffaſſung
von vaterländiſcher Pflicht. Er würde ſein Amt gern in die Hände
eines andern legen, der berufener ſei, das Amt als Reichskanzler zu
übernehmen. Mit der Aufforderung zu gemeinſamer Arbeit für
das Reich ſchloß er ſeine Rede über das Regierungsprogramm.

Trotzdem Fehrenbach die letzten Sätze mehr improviſtert und wie
das ſeine Art iſt, mit ſüddeutſchen, auf das Gefühl der Zuhörer be-
rechneten Pathos hinausgeſchleudert hatte, blieb der Beifall ſchwach.
Eigentlich kam er nur aus den Reihen des Zentrum s. Jm Zuſammenhang mit den reichlich ſchwachen Seiten ſeines Pr
läßt das auf ziemlich heftige Auseinanderſetzungen in der nach der
Pauſe
ſchließen.

Vor Eintritt in die Mittagspauſe werden noch einige kleinere

beginnenden Beſprechung des Regierungsprogramms

Vorlagen erledigt. Der Reichswehrminiſter beantwortet ganz kurz
die unabhängige Jnterpellation über

die Ermordung von Arbeitern durch Zeitfreiwillige
in Bad Thal

dahin, daß Berufung eingelegt ſei gegen das Urteil, daß die Zeit
u vom Militärgericht abgeurteilt worden ſeien,

Auf Antrag Ledebours findet eine
Beſprechung der Jnterpellation

ſtatt, die Beſprechung wird aber erſt erfolgen nach Abſchluß der
Debatte über das Regierungsprogramm.

waren.

äge
aß die Zeitfreiwilligen in die Reichswehr eingeordnet

Feſtgehalten muß werden, daß gegen die Beſprechung über die
Interpellation über den Mord in Thal die ganze Rechte, das Zen
trum und die Demokraten geſtimmt haben, nur die beiden ſozia
liſtiſchen Fraktionen ſtimmten für die Beſprechung. Sie waren
aber ſo ſtark vertreten, daß das Bureau einig war, daß ſie im
Augenblick die Mehrheit hatten.

Die Ausſprache über das Regierungsprogramm.
Die Nachmittagsſitzung begann 34 Uhr bei überfüllten Tribü-

nen. Die Rechtsſozialiſten, die den erſten Redner ſtellten, hatten
Herrn Scheidemann vorgeſchickt. Man mußte nach dieſer
Wahl vermuten, daß Herr Scheidemann die neue h
Stellung der Rechtsſozialiſten in ſcharfer Form begründen werde,
aber die Herren Rechtsſozialiſten ſind in einer fatalen Zwickmühle.
Sie haben ſich der Regierung verpflichtet, ihr wenigſtens paſſiv
Beiſtand zu leiſten, und das lähmt natürlich ihre
ſitionelle Stellung. Herr Scheidemann hatte ſich ſeine Rede
wörtlich auf geſchrieben und man merkte ihm an, wie
ſchwer es ihm wurde, die inhaltsloſen Redensarten auch nur
vorzuleſen. Er erklärte eingangs ſeiner Rede, daß das Pro

ganze oppo
d

gramm manches enthalte, dem die Rechtsſozialiſten zuſtimmen,
es bleibe nur abzuwarten, ob die Handlungen der Regierun z

altenProgramm entſprächen. Nach dieſem ſcheinbaren Vor
ging er aber ſofort in ein heißes

Lob der Regiernngsmänner
über, die aus der Koalitionsregierung in die neue übergegangen
ſind. Ganz beſonders ſchmeichelte er auch dem Reichskanzler
Fehrenbach, von dem er ſagte, daß auch, wenn die Sozialiften ein
mal mit ſeiner Politik nicht einverſtanden ſein würden und ſie
ſcharf bekämpfen müßten, ſie immer noch überzeugt wären von dem
reinen Wollen des Herrn Reichskanzlers Nach dieſen Wen
dungen iſt ohne weiteres klar, daß

die Rechtsſozialiſten die neue Regierung decken 2
werden, und um das nach außen zu maskieren, nahm Scheide-

Reglerungsvorstellung im Reichstage.
Fehrenbachs Regierungsprogamm.
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Anlauf ie Sieſchuld, wenn Ni r der Regierungsbank
Die verblendeten er hätten die Un gigenin der Erwartung, e die Regie macht re

en würden. eſe Erwartungen ſeien von den Un-
ingigen getäuſcht, und jetzt ſeien die Unabhängigen nicht t

die zu kritiſieren, denn ſie tragen ja die
Schuld, daß eine ſolche Regierung gebildet werden mußte. Dieſe
rauſe Logik wurde durch ſtürmiſche Zwiſchenrufe der Unab-
hängigen unterbrochen. Herr Scheidemann lie aber nicht von
ſeinem Kongzept abbringen. Er erklärte mit Pathos, daß die
Rechtsſozialiften niemals auf das einge würden, was dergräßen wahnſinnige CriſpienBrief“ von n verlange. Vielleicht

jandiungen e tten die Unabhängigen auf Gewalt ſpekuliert, aber Gewalt
hiſpiel der Pitte das r lk gegen ſich. Scheidemann wandte ſich dann
Städteſpief ſsegen die tsparteien, insbeſondere gegen die Deutſche Volks

partei, aber auch in dieſer war er nicht beſonders glück
:2 0 lich. Er kramte die alten Wahlangriffe aus, wiederholte einige

te Male, daß die Tägliche Rundſchau die ſozialiſtiſchen Miniſter als
f Jugend I Kneipwirte und Reiſende in Spülkloſetts bezeichnet hätte, daß
er I 21, aber dann Herr Heinz mit aufgehobenen Händen dieſe Reiſende in

Spülkloſetts gebeten hätte, an ſeiner Regierung teilzunehmen.
ung jeden Dann ſprang eidemann wieder zu den Unabhängigen über
indet und und meinte, die Volksmaſſen würden bald wieder zur rechtsſogia-

liſtiſchen Partei zurückkehren, denn der Sperling der Koalitions
r in der Hand ſei ihnen doch ſchließlich lieber, wie
die Taube der Rätediktatur auf dem Dache. Die Volksmaſſen
hätten ſchon den Anfang dieſer Rückkehr gemacht.
den Unabhängigen:
wandte ſich

(Zurufe von
Berliner Stadtverordnetenwahlen.) Dann

eidemann dem Regierungsprogramm zu. Er be-
eichnete den grerlyrug von Marburg als eine Schmach und ſtellteann eine Reihe von Forderungen auf, insbeſondere die Forderun

eines ulgeſetzes, Maßnahmen gegen Arbeitsloſigkeit un
gen die Wohnungsnot. Was er über Sozialiſierung ſagte, war

zerordentlich verſchwommen, wie die ganze rechtsſozialiſtiſche
politik in dieſer Frage bisher geweſen iſt. Das einzig Greifbare
war, daß er die Sozialiſierung des Großgrundbeſitzes verlangt.Auch ſeine Bemerkungen zur auswärtigen Koliti waren außer-

ordentlich e dtig und verſchwommen. Mit einem einzigen
Satze verlangte er, daß die Regierung auch mit Rußland in Frie
den leben möchte. Zum Schluſſe ſeiner kurzen Rede machte er
die weniger freundliche Bemerkung gegen die neue Regierung,
daß, wenn ſie Erfolge habe, den Erfolg der früheren Koalitions-
regierung mitzudanken habe, wenn ſie aber Mißerfolg habe, daß
ſie dieſen allein zu tragen hätte. Mit der Hoffnung, daß der So-
ialismus in Deutſchland regieren werde und daß Republik und
Deutſchland zuſammengehören, ſchloß er ſeine kurze und rethoriſch
außerordentlich matte Rede.

Genoſſe Ledebour
als nächſter Redner knüpfte an an eine kleine Schulmeiſterei, die
ſich Scheidemann auf einige Zwiſchenrufe geleiſtet hatte. Er meinte
auf die Zwiſchenrufe, es ſei zu empfehlen, wenn die älteren
Parlamentarier den jüngeren das Abe des Parlamentarismus
beibrächten. Ledebour ſetzte den Gedanken fort und ſagte, er wolle
die jungen Parlamentarier nur warnen, bei dieſem Studium ſich
Scheidemann zum Muſter zu nehmen, denn nach der Geſchäfts
ordnung ſei es verboten, Reden abzuleſen. Eine Aus-
nahme ſei nur für die geſtattet, die der deutſchen Sprache nicht
mächtig ſeien. Stürmiſche Heiterkeit quittierte dieſe kleine bos-
hafte Abfertigung Scheidemanns durch Ledebour. Ledebour ging
dann auf die Frage des

Eintritts der Nnabhängigen in die Regierung
ein und erklärte, die Bedeutung der Wahl liege darin, daß die
Wähler die Koalitionsregierung mit ihrer Politik verurteilt hätten.

zGanz beſonders die Rechtsſozialiſten hätten dieſe Verurteilung zu
ſpüren bekommen, daraus gehe hervor, daß die Koalitionsregie-
rung nicht das erfüllen konnte, was die Wähler und insbeſondere
die Anhänger der Rechtsſozialiſten vor ihn erwartet hätten. Nun
wollte nach den Wahlen der damalige Reichskanzler Müller dieſe
Koalitionspolitik fortſetzen, und zwar mit Hilfe der Unabhängigen.
Wir Unabhängigen Sozialdemokraten hätten aber unſerer ganzen
bisherigen Politik ins Geſicht geſchlagen, wenn wir uns an dieſer
Koalitionspolitik beteiligt hätten, denn wir allein haben den Kampf
gegen den Krieg und den Kampf gegen die Reaktion nach der
Revolution geführt, wir allein haben die Koalitionspolitik gekenn-
zeichnet als das, was ſie iſt, als eine gegen die Arbeiter gerichtete
rein bürgerliche Politik. Wie kann man uns zumuten, daß wir
uns nun ſelbſt an einer Regierung beteiligen, der bisher unſer
heftigſter Kampf gegolten hat. Die ganze Blamage, welche die
Rechtsſozialiſten auf ſich geladen haben, die hätten wir mittragen
müſſen, und weil wir unſere Prinzipien nicht aufgeben können
und auch keine Urſache haben,

die alte abgewirtſchaftete Regierung
auch nur einen Augenblick zu ſtützen, deswegen kann keine Rede
davon ſein, daß Unabhängige Sozialdemokraten an einer Koali-
tionsregierung teilnehmen. Unabhängige Sozialdemokraten können
nur in eine Regierung eintreten, wenn ſie darin die Mehrheit
haben und wenn dieſe Regierung auf unſer Programm verpflichtet
iſt. (Starker Lärm bei den Rechtsſozialiſten und rechts.) Es iſt
möglich, daß die Rechtsſozialiſten nicht in dieſe Re-
gierung eintreten würden, aber auch wir würden noch zu
überlegen haben, denn während des Krieges und nach der Revolu
tion iſt die Politik der Rechtsſozialiſten ſo geweſen, daß ſie nur
noch den Namen ihrer Bewegung behielten, aber aufgehört hatten,
Sozialiſten zu ſein. Sie haben ausſchließlich den Kampf gegen
die Arbeiter geführt, ſie haben die Heine und Noske die Gegen-
revolution organiſieren laſſen und ihr ganzes Beſtreben auf die
Wiederherſtellung der bürgerlichen Ordnung eingeſtellt. Eine
Einigung der Arbeiter wünſchen auch wir, ſie wird her-
beigeführt werden durch den

Kampf gegen die Reaktion.
Der KappPutſch war eine ſolche Etappe der Einigung.
Genoſſe Ledebour wendet ſich nun zu dem

Programm des Reichskanzlers.
Der Kanzler habe geſagt, wer Mißtrauen gegen Deutſchland

weckt, verſündige ſich. Er hat recht, aber er ſoll ſich ſofort an den
Reichswehrminiſter Geßler wenden, der ſich ſchuldig
gemacht hat, ſolches Mißtrauen zu wecken. Jn der Beantwortung

c

Veftandteil der Reichswehr geführt werden. (Seßler unterbricht
Geführt worden ſind! Jetzt iſt die Beſtimmung aufgehoben.)
Ledebour Gut, ſie galten aber als Beſtandteil der Reichswehr
und eine der Hauptbeſchuldigungen der Entente geht immer dahin,
daß die Abrüſtung nicht ehrlich eingehalten würde. Wenn Zeit
freiwillige als Heeresbeſtandteil gelten, iſt das geeignet, das größte
Mißtrauen der Ententemächte zu wecken. Die Regierung ſorgt
auch ſonſt nicht, daß im Heere die Ordnung herrſcht, die not
wendig wäre. Aber die Offiziere ſind ihr über den Kopf ge
wachſen und ſie läßt es an Energie fehlen.

Militäriſche Menterer ſind nicht zu finden,
Spitzel ſind auch niemals zu finden, ein ſchlichter Arbeiter, der in
der Abwehr des KappPutſches zu den Waffen griff, den findet
man immer. Ledebour führt dann eine Reihe Beiſpiele an über
Mißbrauch von Militärfahrkarten von Verbänden ehemaliger
Reichswehrtruppenteile, die dieſe Militärfahrkarten anſcheinend
benutzen, um die Truppen der Kapp-Putſchiſten zu verſtärken.
Jedenfalls, fährt Ledebour fort, deuten alle Anzeichen daraufhin,
daß wir wieder

mit einem baldigen Kapp-Putſch zu rechnen
haben. Er richtete die Aufforderung an alle Arbeiter, ſich auf
einen neuen politiſchen Generalſtreik einzurichten, um einen ſol-
chen Putſch mit aller Macht niederzuſchlagen.

(Bei Schluß des Berichts ſpricht Genoſſe Ledebour noch weiter.)

Anträge der Anabhängigen
Reichstagsfraktion.

Die Unabhängige Fraktion des Reichstags hat folgende Anträge
und Jnterpellationen eingebracht:

Antrag über Erlaß einer Amneſtie.
Der Reichstag wolle beſchließen:

S 1.
Für alle Straftaten, die bis zu dem Jnkrafttreten dieſes Geſetzes

aus politiſchen Beweggründen verübt worden ſind, wird Am
neſtie gewährt. Als ſolche Straftaten gelten insbeſondere die-
jenigen Straftaten, welche in unmittelbarem oder mittelbarem Zu-
ſammenhang mit der Abwehr des ſogen. Kavp-Putſches oder
dem im Anſchluß hieran erfolgten Einrücken der Reichswehr in ver
ſchiedene Gebiete oder Orte begangen worden ſind.

Die von bürgerlichen oder militäriſchen Gerichten wegen dieſer
Straftaten rechtskräftig erkannten Strafen, ſowie diejenigen, welche
bis zum Jnkrafttreten dieſes Geſetzes erkannt ſind und binnen zwei
Wochen nach dem Jnkrafttreten rechtskräftig werden, werden nebſt
den Nebenſtrafen und Koſten erlaſſen. Die bei den genannten Be
hörden anhängigen Unterſuchungen werden niedergeſchlagen; ſoweit
3 Unterſuchung noch nicht eingeleitet, wird Straffreiheit ge-
währt.

Diejenigen Straftaten, die unmittelbar oder mittelbar zur
Unterſtützung des Kapp-Putſches gedient haben, werden durch
dieſes Geſetz nicht berührt.

S 2.
Die Entſcheidung, ob eine Straftat, abgeſehen von denſjenigen,

welche nach S 1 als politiſche Straftaten gelten, aus politiſchen Be-
weggründen verübt worden iſt oder zur Unterſtützung des Kapp
Putſches gedient hat, trifft ein vom Reichstag aus ſeinen Mitglie-
dern gebildeter Aus ſchuß. Der Ausſchuß iſt binnen einer Woche
nach Verkündung dieſes Geſetzes zu bilden. Er hat binnen drei
Myvnaten nach ſeiner Bildung zu entſcheiden. Er iſt berechtigt, ſeine
Tätigkeit auch während der Vertagung des Reichstags auszuüben.

S 3.
Vermerke über Strafen, die nach dieſer Verordnung im vollen

Umfange erlaſſen werden, ſind im Strafregiſter zu löſchen.
S 4.

Wegen der Schäden, die an beweglichem und unbeweglichem
Eigentum ſowie an Leib und Leben im Zuſammenhang mit den in
J 1 bezeichneten Straftaten verurſacht worden ſind, finden die Be
ſtimmungen des Geſetzes über die durch innere Unruhen verurſach-
ten Schäden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß die
jenigen, denen durch dieſes Geſetz Straffreiheit gewährt wird, auch
zivilrechtlich für die amneſtierten Handlungen nicht in An-
ſpruch genommen werden können.

8 5.
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.

Jnterpellation wegen der Marburger. Mörder.
Jn Thal bei Ruhla i. Th. ſind am 24. März 1920 15 Perſonen

von zeitfreiwlligen Marburger Studenten widerrechtlich verhaftet
und in grauſamſter Weiſe er mordet worden. Eine Anzahl Stu-
denten ſind deshalb vor ein Kriegsgericht geſtellt und freige-
ſprochen worden.

Wie gedenkt der Reichskanzler dafür zu ſorgen, daß die Ermor-
dung von 15 Unſchuldigen geſühnt wird?

Was beabſichtigt der Reichskanzler zu tun, um die Hintèr-
bliebenen der ſchuldlos ermordeten Opfer ſchleunigſt zu ent
ſchädigen?

Wie rechtfertigt der Reichskanzler, daß Zeitfreiwillige
ſtatt vor das ordentliche Gericht vor ein Kriegsgericht geſtellt
worden ſind

Beabſichtigt der Reichskanzler endlich die in der Verfaſſung ver
heißene Aufhebung der Militärge richtsbarkeit herbeizu
führen

Dringlichkeitsantrag wegen Steuerabzugs.
Der Reichstag wolle beſchließen: Der Reichstag erſucht die Regie-

rung, die von ihr auf Grund des S 4 des Einkommenſteuergeſetzes
vom 11. März 1920 angeordnete Erhebung von 10 Prozent der Ein
kommenſteuer im Wege des Lohnabzugs bis auf weiteres aus zu-
ſetzen.

Antrag auf Erhöhung der Renten.
Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung zü erſuchen:

Bis zur baldigen Neuregelung der Verſicherungsgeſetzgebung die
Unterſtützungsſätze für die Unfall-, Jnvaliden-, Alters-, Witwen-,
Witwern- und Waiſenrentner, die ſich insgeſamt in der bitterften
Not befinden, entſprechend der herrſchenden Teuerung auf das je
weilig feſtzuſetzende Exiſtenzminimum zu erhöhen.unſerer Interpellation erklärte er, daß die Zeitfreiwilligen als

Ampithwoch den

30. Juni
belben Wegen

lnventur
erieaurf vormittag von 10 Uhr ab.

a Die Besichtigung unserer Schaufenster ist sehr lohnend.

Aufnahme unsere

Verkaufsräume

büros früh

geschlossen.

Antrag auf Neuregelung der Erwerbsloſenfürſorge.
Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung zu er

Verordnungen über die Erwerbsloſenfürſorge wie folgt zu
ergängen bzw. abzuändern

1. Die Sähe der Erwerbsloſenfür
wirkung der Gewerkſchaften jewei
minimumzuerhöhen und ohne Rückſicht auf die Dauer der

ar ſind auf das unter Mit
ig feſtzuſetzende Exiſtenz-

Erwerbsloſigkeit zu zahlen. Die Erwerbsloſenunterſtützung der
Gewerkſchaften darf nicht angerechnet werden.

2. Dem Erwerbsloſen iſt der Differenzbetrag, der ſich aus der
either be ew und der ſofort neu feſtzuſetzenden höheren Unter
ützung ergibt, entſprechend der Dauer ſeiner bisherigen Erwerbs-

loſigkeit rückwirkend bis 1. März 1920 ma chzuzahlen.
3. Gleichſetzung der Unterſtützungsſätze für die weiblichen

und männlichen Erwerbsloſen.
4. Das Einkommen der beſchäftigten Familienmitgkieder

darf auf die dem oder der Erwerbsloſen geſetzlich zuſtehenden Unter
ſtützungsſätze micht angerechnet werden.

5. Beſchaffung von Arbeit durch Reich, Staat und
Gemeinden unter Bezahlung tarifmäßiger Löhne. Wiederaufnahme
geeigneter ſtillgelegter Betriebe, deren Erzeugniſſe für die Bedarfs
deckung der Bevölkerung unentbehrlich ſind, durch Reich oder Ge
meinden unter Kontrolle der Gewerkſchaften und Betriebsräte.

Ein Arbeitszwang, beſonders durch Wohnungs und Be-
rufswechfel darf nicht ausgeübt werden.

s. Entlaſſung von Arbeitern, Arbeiterinnen und An-
geſtellten bzw. Stillegung von Betrieben iſt durch verſchärfte
Maßnahmen zuverhindern. Läßt ſich die Einſchränkung
der Produktion nicht vermeiden, ſo muß die Arbeitszeit verkürzt
werden. Alle Maßnahmen, die den Produktionsprozeß beeinfluſſen,
ſind der Kontrolle und dem Mitbeſtimmungsrecht der Betriebsräte
und Gewerkſchaften zu unterſtellen.
.7. Die Kurz arbeiter erhalten aus der Erwerbsloſenfürſorge

eine ihrem Verdienſtentgang entſprechende Unterſtützung.

Notizen.
Ein engliſcher General in Jrland gefangen. London 27. Juni.

Reuter. Jn Fermoy (Grafſchaft Cork) haben Sinnfeiner
den Brigadegeneral Lucas und zwei Offiziere ge-
fangen genommen. Der eine Oberſt wurde beim Verſuch.
zu entfliehen, durch Schüſſe ſchwer verwundet, worauf die Sinn
feiner den anderen Oberſt zur Hilfeleiſtung zurückließen und mir
dem Brigadegeneral davonfuhren.

Nordſchleswigs Einverleibung in Dänemark. Kopenhagen,
28. Juni. Der Landthing hat das Geſetz über die Einverlei-
bung Nordſchleswigs in Dänemark einſtimmig angenommen. Es
wird in Kraft treten, ſobald die formelle Uebertragung der
Souveränität über die erſte Zone an Dänemark ſtattgefunden hat.

Gewerkſchaftliches.
Betriebsräte und Arbeitsgemeinſchaft.

Die Preſſe war kürzlich in der Lage, ein vertrauliches Rund-
ſchreiben der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände zu
veröffentlichen und worin der Strangulierung der Betriebsräte das
Wort geredet wurde.

Die Arbeitgeberverbände ſetzten einen Aktionsausſchuß mit wekt-
gehenden Vollmachten ein, deſſen Aufgabe es ſein ſoll, die Jntereſſen
der Unternehmer bei der Durchführung des Betriebsrätegeſetzes mit
aller Rückſichtsloſigkeit zu wahren.

Der Aktionsausſchuß will auf die Fraktion der Rechtsparteien vor
allem einwirken, daß die noch zu erlaſſenden Ausführungsvorſchrif-
ten und beſonders Geſetze betreffend Aufſichtsrat und Betriebs-

fbilanz ſo gefaßt werden daß die in den Beſtimmungen des Betriebs-
rätegeſetzes liegenden Gefahren aufgehoben oder mindeſtens gemil-
dert werden.

Das Rundſchreiben fordert die angeſchloſſenen Arbeitgeberver-
bände weiter auf, Zugeſtändniſſe, die nach g 62 des Geſetzes möglich
ſind, n i ch t zu machen und bei den abzuſchließenden Tarifverträgen
jede Erweiterung der Rechte ſeitens der Betriebsräte unbedingt ab-
zulehnen.

Gezeichnet iſt dieſer dringende Appell an die Unternehmer vom
1. Vorſitzenden Dr. Sorge und den Geſchäftsführer Dr. Tänz-
ler. Beide Herren ſind aber Mitglieder des Zentralvorſtandes der
Reichsarbeitsgemeinſchaft, genau ſo, wie Herr Hugo
Stinnes Vorſtandsmitglied der Reichsarbeits gemeinſchaft iſt,
und mit dieſen Herren glauben heute Gewerkſchaftsführer die pari-
tätiſche Zuſammenſetzung den ſozialen Frieden zu löſen. Eine
krankhafte Jdee. Trotzdem wird dieſer tote Körper immer wieder
vom Allgemeinen Gewerkſchaftsbund (Generalkommiſſion) und von
den Zentralvorſtänden als eine für die Arbeiterſchaft nützliche Sache
geſchildert. Die Koalition mit den Unternehmern muß genau ſo
ſcheitern, wie die Koalition der Rechtsſozialiſten mit den bürger-
lichen Parteien. Viel zu wenig tritt die klaſſenbewußte Arbeiter-
ſchaft in den Gewerkſchaften dieſer Paarung in den Arbeitsgemein-
ſchaften entgegen, allzu ſehr findet man ſich mit dem Gedanken ab,
daß bei der geringen Aktivität der Arbeits gemeinſchaft allzu großer
Schaden nicht entſtehen kann. Das iſt falſch. Der Kampf muß
gegen die Arbeitsgemeinſchaften geführt werden.

Allerlei.
2000 Menſchen ertrunken

Ein Dampfer mit Kriegsgefangenen geſunken.
Wie der T. U. aus Helſingfors berichtet wird, iſt auf der Newa

ein 8000 Tonnen großer Transportdampfer am 6. Juni geſunken,
2000 finniſche, öſterreichiſche und engliſche Kriegs-
gefangene, die ſich an Bord befanden und aus Rußland ab-

transportiert werden ſollten, ſind ertrunken.
Grubenungläück.

Auf der zweiten Zone des Schachtes 1 der Zeche Gladbeck Zweckel
in Weſtfalen hat ſich Montag vormittag 8 Uhr ein ſchweres Gruden-
unglück ereignet. Beim Einmontieren eines neuen Förderwerkes
explodierte eine Sauerſtoff- oder Waſſerſtoffflaſche. Zwei Berg-
leute wurden ſofort getötet, weitere acht ſchwer verletzt.

Geschäftshaus

JM.Lewin
Marktplatz 2 und J.

1919
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Städtiſcher Verkauf von Fleiſch und Wurſt
konſerven und Roßgulaſch

1920.

elaſſen r Einkauf werden die debensmittelſcheine mit den Rummern

Nummern 44001--53000, nachmittags von 2Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines ſauge ik7 an

und Wurſtkonſerven, an Haushalte mit Perſonen
eine 1-Kilodoſe Rosbgula ch und an ushalte mit

n und eine 1Kilodoſe c uſw. abeben werden. Der Ve See r n
r eine l1Kilodoſe Phonlalq rKobgeiſchkorhherpet nd auf dem ſtädtiſchen Schlacht

Städtiſcher Verkauf von Käſe
W der Talamtſchule am Mittwoch, den 30. Juni 1920.

nsmittelſcheine mit den Nummern 33 700,
n von 3--12, und die Faher d. der Nummern

bekanntgegeben.

[SS Halle. SSS
in der Talamtſchule am Mittwoch, den

vormitkags von 8-- 12 Uhr, und die Jnhabe

Haus alte mit einer Perſon eine e-Kilodoſe Fleiſch

drei Perſonen eine ,Kilodoſe d und Wurſt

d oſe Fleiſch und Wurſtkonſerven
Die

hofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt worden.

ugelaſſen zum Einkauf werden die J w. der

34 701--37 000, nachmittags von 2-6 Uhr. Es werden
an ſede Perſon eines Haushaltes 70 Gr. zum Preiſe
von 60 Pf. abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Malz kt
an Kinder bis zu D. ahren in der Talamtſchule
am Mittwoch, den 3 uni 1920. Zugelaſſen zumEinkauf werden die du der Lebensmittelſcheine

mit den Nummern 3700144 000, permigge Sbis 12, und die Jnhaber der Rummirn 44nachmittags von 26 Uhr. Gegen n Se e
h mittecheinee kann an je indJahren eine Doſe zum Preiſe von 4,30 Mk. ab
gegebeh werden.

Vorſchriften über den kartoffelnaus der Ernte des Jahres 1
1. Der örtliche Verkehr mit Frühkartoffeln Du

frei. Der Verſand der Frühkartoffeln als Stückgut
oder per Achſe erfolgt ohne Mitwirkung der Pro
m m. w elſtelle.

Die rovinzialkartoffelſtelle vermittelt dieten der ühkartoffeln. ſoweit e auf der
iſenbahn in Wagenladungen verſandt werden,

innerhalb und außerhalb der Provinz Sachſen und
überträgt ſie Landwirten und Händlern, die ſie zum
Verſand ausdrücklich gelaſſen hat. Die nliefern die Fruhtartoß auf eigene r
„Gefahr, nicht als Kommiſſionäre der
kartoffelſtelle. Der Ankauf der Kartoffeln bei den
Landwirten iſt lediglich Sache der Händler.

3. Es ſind geſunde, brauchbare n el innan Beſchaffenheit von mindeſtens 1 Zoll
röße zu liefern.
4. Bei der Provinzialkartoffelſtelle wird eine Vreisnelle gebildet, welche die jeweils gültigen Erzeuger-

S für Frühkartoffeln n die 5 ich 3
kanntgegeben werden.5. Die rühbartoffeln ſtnd, F es erforderlich

in Säcken zu liefern. Die E Ander e daserpackungsmatertal eigentümuch c bernehmen.

Als Höchſtpreis für u Zentnerfaſſen, iſt 4,50 Mk. für das S zu genommen, die endgültige ſag
S a hgreteiſes bleibt vorbehalten. Bei anderen

t ein angemeſſener r grag u n.
6. Die Händler erhalten für ihre Tätigkeit einchleßlich g. ba Fertigen Verfands eine W

chädigung von 1 für den Zentner. Dieding atjoſriner iſt berechtigt, die Entſchädigung

nach dem 1. Auguſt herabzuſetzen. Die Entſchädigung
iſt von den n zu zahleu.7. Die zugelaſſenenen ler und Landwirte
melden der Provinzialkartoffelſtelle bis zum Donnerstag früh jeder Woche unter Angabe des Kreiſes aus
dem ſie liefern, und der Verladeſtation, welche
Mengen ſie in der nächſten Woche liefern können
und erhalten m c am Sonnabend früh die Mit-
teilung, welche Mengen, und wohin ſie dieſelben inder Woche zu liefern haben. Ob und inwieweit eine
erugrung geſtattet wird, wird fedesmal beſonders
mitgetei

Die Empfangsſtellen vor Mittwoch abend
unter Benutzung der vorgeſchriebenen Formulare die
in der nächſten Woche r Kartoffelmen gen

Sie e ſtets Nachricht, woher ihnen Kar-
ln zu i ind.ie erſt ethunge der Lieferanten ſtind zu

Donnerstag ben 24. Lüni und die erſten Abruf-
e der Supfangeſellen zu Mittwoch, den
23. Juni, einzuſenden.

8. Die Lieferanten und Empfänger haben ſich, nach
dem ſie von einer Lieferung benachrichtigt ſind, als
bald wegen Abnahme der Kartoffeln untereinander
in Verbindung zu ſetzen und haben alles weitere
unter ſich zu erledigen, insbeſondere die Art der Ver
ladung (ob geſackt oder ungeſackt) und Beförderung,
die Feſtſetzung der näheren Verladeadreſſe undUnter s der zugewieſenen Mengen ſeitens et
Bydarl ſten en.

ſern Pirder gern a e nacheferung der Kartoffeln eine auszuhändigen,273 denen Mel und der Tag der
erung ich10. Die Lieferanten haben r St rladung der Kar

toffeln lediglich die ihnen von der Provinzialkartoffel
ſtelle überſandten Frachtbriefformulare zu verwenden,nd zwar für jeden Wagen einen Fr Die

e nd nach der Reihenfolge ihrer Nummern

e Die et bei der Verladung derKartoffeln et Vlterab e e
m

e Verladekartellt d nkl Be SſebeFarten ſind eben ch 7 t
ihrer NummernNummer Verladekarte 55 mit 7 mee

des Frachtbriefs der Sendung übereinſtimmen.
wo Die Lieferanten ben re bis zum folgenden M Kreisausaus deſſen Kreiſe e e gen

tmeiden, e t Mengen
es. en a der vorig

ausakae halb h e

Volkspark,

Bürgerinnen und Bürger,

Vollsverſummlungen

finden ſtatt:

Freitag, den 2. Juli, r Ahr, im
Burgſtr. 2und im Letzten Drrier, evſebmeger Str. 32.

Die Genoſſen Stadtverordneter Bock und Lieb
ſprechen über:

Das Wohnungselend, ſeine Urſachen
und Bekämpfung!

Arbeiterinnen und Arbeiter!
u Das Wohnungselend iſt es neben dem Ernährungselend,

unter dem das ſchaffende Volk am meiſten zu leiden hat.
S Darum fehle niemand in den Verſammlungen

Der Vorſtand des Gewerlſchaftskartellz.
1929

Der Vorſtand des Sozigldemolr. Vereins für Halle-Sgalkreis (I6P9.).

ehe de und Gutsbezirken gr t ſind. Für
ieten reis iſt eine beſondere zu erſtatten.pfangsſtellen teilen gieichſal s nach c

h bis zum folgenden MittwProvinglallartoffeiſtele lelzeit mit dem bruf
der für die nächſte Wo Se benötigten Menge nach
dem vorgeſchriebenen Muſter mit, welche Mengen
Kartoffeln ſie in der vorigen Woche aus der Provinz

eliefert erhalten haben. Bei Unterlaſſung dieſer
Mitteilung kann auf ordnungsmäßige Erledigung
des Abrufs nicht gerechnet werden.13. Die Abrechnung geſchieht im Kontokorrenta verkedt durch die Mitteldeutſche Privatbank in
Magdeburg. Dieſe zahlt den Lieferanten gegen bahn-
ſeitig abge tempelten Duplikatfrachtbrief und gegen
Vorlegung einer die Sendung betreffenden Rechnung
den völlen Gegenwert ihrer Rechnung. Die Nummer
des J hetfrgchtba et muß mit der Nummer des

achtbriefes der Sendung übereinſtimmen. Die
ankſpeſen haben die Empfänger zu tragen, die

der Bank diefenigen, die ſie veranlaßt
Jm übrigen finden die Bedingungen der Reichs-gorto elſtelle alt r Feln vom 3. September

x9 nwenduſind bis z. Oktober der Provin
uea t eſelteue anzuzeigen. r Forderungen aus
Streitfällen, die der Sbrodinzialkartoſſehſtelle erſt nach

dem 15. Oktober 1920 n werden, haftet die
von den Händlern geſtellte Kaution nicht. 3 Vor
ſitzende wird gegebenfalls auf einen Vergleich hin-
wirken. Kommt ein (797 nicht zuſtan ſo entſcheidet unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges

ein Schiedsgericht nach den Beſtimmungen der S8
1025 ff. der Zivilprozeßordnung. Das Schiedsgericht
tritt am Sige der Provinzialkartoffelſtelle

ede Partei ernennt einen Schiedsrichter; die Schiedsrichter wählen einen Obmann. Geht die Nachricht
über Ernennung eines Schiedsrichters der Gegen

artei nicht binnen 14 Tagen nach Aufforderung zu,b ernennt der Vorſitzende der Provinzialkartoffelſtelle
en Schiedsrichter. Wenn ſich die Schiedsrichter über

den Obmann nicht einigen, wird dieſer von dem
Vorſitzenden der Provinzialkartoffelſtelle beſtimmt.
a Etwaige Abänderungen der vorſtehenden Vor

riften bleiben vorbehalten.
orſtehende Vorſchriften werden hiermit zur Kennt

nis gebracht.

Die r hat den Kauf-mann Herrn o man iedner, Klausſtraße 9, 1. ne e des Kauf manns Herrn Walter,

ter zum Vorſteher des 5. r. nVon der Armen- Direktion wurde ahl des
Armenpflegers Herrn Walter, funior, RNikolaiſtraße 2.
pn ſtellvertretenden Bezirksvorſteher im 5. Armen
ezirk beſtätigt. Die Armen-Direktion.

Bitterfeld.
Ausgabe von Brot, Fleiſch und Fettkarten.

Die Ausgabe der vorbezeichneten Karten erfolgt
am Donnerstag, den 1. Juli er., von r Uhr, dieBezirke 1 3; Donnerstag, den 1. Juli cr., von 2bis s4tbr e 'Bezirke 4—5; Freitag. en 2 Juli er-

von 8 12 Uhr, die o r 6 Freitag. dend S cr., von 2--5 Uhr, die Berirke 5 10 im
öringſchen Konzerthauſe, Kaiſerſtraße ö7, gegenZeeane der Brotſcheine. Verlorengegangene
arten werden nicht erfetzt.
Bitterfeld den 28. Juni 1920.

*882 Der Magiſtrat. Schmidt.

Dauerwäsche

bedeutend billiger
lauerwärche-ertniet

in km di
Für Gewerkschaftrfete,ſWolor Garten und Volksfeste: 9

Stoeklaternen, Fackeln mit Lichte
Tragstäbe, Girlanden und eonstige

Kinder- Relustigangs Geschenke
und Verloeungs ArtäkKel empfiehlt

Paul Lange, Merseburgerstr. 168,
Nche Riedeerpiate. Vodes Apollo Theater.

Geſchlechtskranke!
Raſche Hilfe durch giftfreie Kuren.

Harnröhrenleiden, friſcher auch veralt 2 r
kurz. Friſt ohne Höllenſtein u. ſcharfe Einſpritzungen. J is, ohne
Berufsſtörung, ohne Schmerzen, Queckſilber u. ſchm
Mannesschwäche, ſqhnelle wir. Kur ohne Verufs
Uber jedes der drei Leiden iſt eine ausführiiche Broſchüre
mit zahlreichen äcztlichen Gutachten und n v freiwilligen
ſchreiben Geheilier. e 7 1 Mk. für Porto und Speſenin verſchloſſenem Doppelbrief ohne uufdruck durch

Sperialarzt Dr. med. Berlin G. 77
Potsdamer-Str. 123 B. a r
nause Angabe des Leidens erfordertich, damit die richtige Broſchlre

geſandt werden kann. 59

kcht NMordhäuer Kuutuhak.
Rein OGhersoe-Rauohtabak,
2zigarren, Zigaretten, 1125

etets zu haben im Zigarrenversandhaus

Emi Friedrich, fin.
Telephon 2

In einer &tunde er Garantie e.
ſowie Brut (Niſſ.), Frone b. e ch. p
Tier. „Rokolda“, pa t geb. und.unſchädl. Verk. gelur Steinweg 10,
Reilstr. 37, Radewell: Drogeorte Meyer.

Gelbe ErbsenZentner 185 Mk.

Weisse Bohn en
Zentner 235 Mk.

gut kochende Ware, im ganzen u. einzeln abzugeben.

H. Bernstein, rotna.
Fernruf 1978.gtadtſheater,

enAnfang

Donne
Die Bürger v.

Flauen
TSſoſeC AC S
fachqeschäftuſersanc
haus für Sanſtöre Artikel
tialieaſs G. Ulrichstr. a über Regelſ

fernr. 6545. lagen nehmen nur n
andere ohneErfolg du Ter

Altkleiderſtelle, nes SP mel. See ie
Kl. Ulrichſtraße 15, kauft ch 470
Wäſche, Garderobe, Derven. Diskr. Verſ. ſt
Schuhwerk, Muſik beilieg. Garantie voük.
inſtrumente, auch neu. unſchädlich. es

Oarl Ahmling, HamburgTelephon 4414. 68 Dühneryeſien z

t

Frau Rust,Wenn Sandberg 2., Sternſtr. 6. Sternſtr. 6.

Leſer des Halliſchen
an

Telephon 3579. 5

olRsblattes in

Je üoliardonter
werden angenommen.Otto iiie, Zug be

Apolſo-winn

1926
mit Puoul e Frtame Frits Thurm-S ver

in den Hauptrollen.
Donnerstag, don t. Jull, abends 8 Vhri
Eröfknungs-Vorstellung der
Metropohtheaters (Köln).
Direkt Kurt Rroek. Leit.: Rngen Monson,

Kapollmeister: Dr. Hans n
Grigri-Operette in 8 AKt. v. Bolten-Baokers u. H. Ghanvrel

Musik von Paul Linke.im den Hauptrolle àio hier beet. dokanat. Daratel—ler;

Karl Waterstradt, Herti Janowitz, JosephWalbrück, Alfr. torsten, Antoin Zeche
Georg Hervé.

r Der Vorverkauf ist eröffnet. I

rweuter 8Vhr

um vereteten Male

Kl. Klauastre. 7, Nähe des en Nüin
z2 Tage II Sheera leue Pan 5

tod Im Kheer ehe hen
ſtadt Soldag Gittekind.

Mktwoeh, den 30. Juni 1920:

Brunnenfest
7 dis Frühkonzert del gutem
9 Uhr Wetter.Z. bison Hachmittags- Konzert.

(Kinderbelustigungen.)
7 dis 10 Uhr abends

Großes Doppel Konzert.
Pracht-Feuerwoerk. t

Kaiser WilhelmsHalle.
on Sp ort a II. an

Sp. V. Froundsohatfta-Bund,

Festsale Goldener Hirsch.
Jeden Mittwooh von 6 Vhr amz *408
S Oeffentlicher TanzGeſet über Betriebsräte

mit Wahlordnung und Anhang.
Erläutert von S. Aufhäuser,.

Preis 4,80 Mk. Porto 40 Pf.
Zu beziehen durch alle Austräger des Volks

blattes Halle und die
Volksbuchhandlung Halle a. 6., Harz

Poſtſchegkamt Leipzig Nr. 16106.

Auf 4 Wochen

VorreiSt.,. 2krauuenarzt Dr. med. Carl W
Rorktpiot- 19, II.

Ercl al
Sschuhputz

7
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Nr. 149. 31. Jahrgang.

Mordprozeß Blau.
Zweiter Verhandlungstag.

Der Mordprozeß gegen die drei Angeböri iſtigehörigen der Kommunziſtchen gugent herber Fichtmann, Hoppe und Wink frie
n Berlin wurde am Freitag fortgeführt. Staatsanwaltſchafts-

polizeidirektion München hat geantwortet, daß ihr der jeAufenthalt des Schreiber unbekannt ſei. Er iſt be Lindau n.
der Schweiz abgeſchoben worden. Verteidiger Weinber g regt
an, daß der Präſident der Antibolſchewiſtiſchen Liga, Herr
v. Saltensberg, um Auskunft angegangen würde.

Es kommt dann noch zur Sprache, daß man dem Angeklagten
Hoppe, um ihm ein Geſtändnis zu entlocken, die berüchtigte Polizei
S Schröder-Mahnkein Männerkleidern inie Zelle geſchickt habe, während man den damals verhafteten
Lexſchner zu dem gleichen Zwecke mit dem Polizeiſpitzel Täufel

liegenden Falle hypnotiſiert worden ſei und den Mord im Schlaf-
zuſtand ausgeführt habe? Hoppe: Ich beſtreite meine Teilnahme
am Mord. Soweit ich gehandelt habe, übernehme ich auch die

rantwortung. Rechtsanwalt Dr. Weinberg: Die ganze

uch nach dieſer Richtung die Wahrheit zu ermitteln.
Bei der Fortſetzung des Verhörs erklärt Hoppe, daß er bei der

Feſthaltung des Vlau keine Tötungsabſichten gehabt habe. Nach
jeiner Meinung ſollte Blau als Spitzel zwangsweiſe photographiert
werden. Rechtsanwalt Weinberg weiſt darauf hin, daß es ſchonfrüher bei der Sozialdemokrat ſchen Partei üblich geweſen ſei,

Polizeiſpitzel zwangsweiſe zu photographieren, um mit Hilfe der
Bilder warnen zu können. Er beantragte, hierüber den ehemaligen
Polizeipräſidenten u ar zu vernehmen, der ſeinerzeit
Spezialiſt für Spitzelphotographien geweſen ſei. Jn der weiteren
Vernehmung wird erörtert, daß Blau von einem gewiſſen Doktor
Schweitzer mit Stolt konfrontiert werden ſollte, wobei der Vor
e Hoppe fragt, ob Dr. Schweitzer nicht ein Deckname des be-
annten Kommuniſtenführers Dr. Levi ſei. Hoppe erklärt, daß dieſe

Vermutung völlig aus der Luft gegriffen wäre. Die Zentrale
habe von der ganzen Angelegenheit erſt ſpäter erfahren. Nach
Vekanntwerden der Ermordung Blaus haben ſich alle Mitglieder
der Zentralleitung der KPD. ſehr abfällig über die Tat geäußert.
Hoppe ſchildert dann die Vorgänge vor der Tat ſelbſt. Nachdem
man Blau unter dem Vorgeben, er könne durch Preisgabe ſeiner
Kenntniſſe aus ſeiner Tätigkeit für die Antibolſchewi tiſchen Liga
ein neues Geſchäft machen, veranlaßt hatte, in die Wohnung des
Mitangeklagten Winkler mitzugehen, kamen dort drei unbekannte
Männer, die ſehr brutal ausſahen. Es war die Rede davon, daß
der Spitzel Blau ſein ſauberes Handwerk die längſte Zeit getrieben

be, er müſſe endlich weg. Hoppe verſuchte, die drei von ihrer
bficht abzubringen, und erklärte eine Tötung für töricht, weil

von Blau noch viel wertvolles Material zu erhalten ſei. ie drei

nnd

Beilage zum Volksblatt.

Aus der Provinz.
Kartellkonferenz des Bezirks Merſeburg.

Jm Volkspark zu Halle tagte am vergangenen Sonntag eine
Konferenz der Gewerkſchaftskartelle des Bezirks Merſeburg, um fol

2. Die Neuerungen in der Sozialverſichernng und die Aufgaben
der Ortsausſchüſſe bei den bevorſtehenden Wahlen zur Sozial-
verſicherung; Referent: Genoſſe Daniel.

3. Die praktiſche Nutzanwendung des Betriebsrätegeſetzes;
Referent: Genoſſe B. Koenen.

4. Anträge.
Aus 24 Orten waren 44 Delegierte erſchienen, die 140000 Gewerk-
ſchaftsmitglieder vertraten. Nach einleitenden Begrüßungsworten des
Vorſitzenden, Gen. Gröbel, erhielt das Wort der Kaſſierer, Gen. Koch
Merſeburg. An Einnahmen ſind zu verzeichnen 8515,18 Mk., die
Ausgaben betragen ſeit 1. Januar 112,00 Mk., ſodaß ein Kaſſen-

Pflicht zu erinnern. Die Prüfung der Kaſſe ergab keine Einwendungen,
ſodaß einſtimmig Entlaſtung erteilt wurde. Ein Antrag, die Beiträge
pro Duartal and Mitylied anf 8 Pf. zu erhöhen und die Beiträge

Werbt für das Volksblatt!
Der Sieg der Unabhängigen Sozialdemokratie
bei der Reichstagswahl iſt ein glänzendes Vertrauens
zeugnis für unſere Partei. Mit ſtolzer Freude kann
die Partei feſtſtellen, daß die Zahl ihrer Anhänger
rieſenhaft gewachſen iſt. Das wird die Partei an-
ſpornen, mit vervielfachten Kräften

für die Intereſſen
der minderbemittelten Volksſchichten

einzutreten.
Das Kampfßfiel iſt der

Sozialismus.
Jetzt gilt es vor allem, die Volksgenoſſen zu gewinnen,

die heute noch unſern Gegnern nachlaufen.

Halle (Saale), 29. Juni 1920.

ſtehenden Antiſtreikgeſetz und jetzt bei dem 10 Prozent Steuerabzug
nötig werden könnten. Gegen die planloſe Anſtellung von
Arbeiterſekretären wandten ſich mehrere Redner. Dazu wurde
folgender Antrag des Vorſtandes einſtimmig angenommen Die
Ortsausſchüſſe im Bezirk Merſeburg ſind verpflichtet, vor Nen
einrichtung von Sekretariaten ſich zuvor mit dem Vorſtand des
Bezirkskartells ins Benehmen zu ſetzen, und deſſen Urteil demDie k. de Poligzeiſpige Schreiber, von dem die Ver gende Tagesordnung zu erledigen Ortsausſchuß vor einem endgültigen Veſchlußz zu unterbreiten.

ch ng d lam t nd er Haupttäter bei der 1. Berichte. Zum an 3 der Tagesordnung ging Gen. Koenen
t. noch nicht berbeiſchaffen können. Die auf die organiſatoriſche Zuſammenfaſſung der Betriebsräte ein un

legte den Standpunkt der wirtſchaftlichen Räteorganiſation dar.
lehnte eine Zufammenfaſſung innerhalb der Gewerkſchaften ab und
empfahl, die Entſchließung der am 13. Juni ſtattgefundenen Betriebs
rätekonferenz anzunehmen. Jnzwiſchen war ein Antrag eingelaufen,
der den Genoſſen Winkler (Halle) beauftragte, zu dieſem Gegenſtand
ein Korreferat zu halten. Dieſer vertrat die Zuſammenfaſſung
in den einzelnen Jnduſtriegruppen durch die beteiligten
Gewerkſchaften. Die Delegierten beauftragten den Vorſtand, die
Entſchließung den Ortsausſchüſſen zu überſenden, damit dieſe Stellung
dazu nehmen können. Eine ſpäter einzuberufende Kon-

r atte. Jn der weiteren Vernehmung des An beſtand von 8403,18 Mk. vorhanden iſt. Zahlreiche Orte und zwar ferenz ſoll endgültig über die organiſatoriſche Erfa
geklagten Hoppe wurde deſſen Neigung und Fähigkeit als hypno gerade die größeren haben ihre Beiträge bisher nicht regelmäßig ab- fung beſchließen. Ferner ſollen die Ortsausſchüſſe des VBezi
kiſches Medium zu fungieren eingehend erörtert. Staatsanwalt geführt. Die Feſtanſtellung eines neuen Sekretärs ſteht unmittelbar auf die' zum 5. Juli vom A. D. G. B. einberufene Konferenz hin
Dr. Ortmann: Will der Angeklagte behaupten, daß er im vor bevor, weshalb es beſonders notwendig iſt, die Ortsausſchüſſe an ihre gewieſen werden, die ebenfalls zu dieſer Frage Stellung nehmen wird.

Der Vorſitzende wies darauf hin, daß bei der ſich jeden Tag ver
ſchärfenden Arbeitsloſigkeit die Mittel der Arbeitsloſenfürſorge in
Anſpruch genommen werden müſſen. Die Kartelle haben die
Stadtverwaltungen auf ihre ſozialen Pflichten hin-
zuweiſen. Eine Anfrage Noack (Bockwitz) wurde dahin beant-ſich Mfche von der Hypnoſe iſt nur auf eine Anregung der Verwandten De rrage hinfreie r Sprache gebracht worden. Als Verteidiger habe ich die Pflicht. wortet, daß die Gelder für die Märzopfer von einer Kommiſſion verm waltet werden, die ſich aus Vertretern der USP., der K. des
Halleſchen Ortsausſchuſſes und des Vorſtandes des Bezirkskartells
zuſammenſetzt. Mit dem Wunſche, daß die gefaßten Beſchlüſſe zur
weiteren Förderung der Arbeiterbewegung im Bezirk beitragen möge,
ſchloß Gen. Gröbel kurz vor 6 Uhr die Konferenz.

Streik in Golpa Zſchornewitz.
Jn den Streik getreten ſind ſeit Freitag mittag die kauf

männiſchen und ttechniſchen Angeſtellten der
Elektrowerke AG. Die Angeſtellten waren bei der Direktion
wegen Zahlung einer Leiſtungsprämie vorſtellig geworden,
die aber von der Direktion abgelehnt wurde, obwohl der Unter
nehmerverband Leiſtungsprämien ausdrücklich auch für Angeſtellte
geſtattet. Wochenlang hatte die Angeſtelltenſchaft verſucht, durch
Verhandlungen ihr Ziel zu erreichen, und noch unmittelbar vor
dem Streikbeſchluß ſuchte ſie durch eine Einigung mit der Direk-
tion den letzten Schritt zu vermeiden: die Direktion verharrte
jedoch auf ihrem ablehnenden Standpunkt. Nachdem die An
geſtellten in den Ausſtand getreten ſind, hat die Direktion die Ar
beiter der Grube Golpa nach Hauſe geſchickt, unter Berufung
darauf, daß nach den bergpolizeilichen Beſtimmungen die Arbeiter
ohne Betriebsführer im Bergbau nicht tätig ſein dükfen; nur die
Notſtandsarbeiten werden aufrechterhalten. Jm Kraftwerk
Zſchornewitz ruht der Geſamtbetrieb mit Ausnahme
des Eigenbetriebes zur Licht- und Waſſerverſorgung für Zſchorne
witz, Golpa und Pieſteritz. Berlin erhält keinen Strom,Das beſte Mittel zur Aufklärung der politiſch

Ungeſchulten iſt das „Halliſche Volksblatt“.
Das Volksblatt hat ſich ſtets als treuer Berater, als
zuverläſſiger Führer und als unerſchrockener Vorkämpfer
für die Jntereſſen des Proletariats erwieſen. Das wird

da die Eigenerzeugung dort für die Notſtandsarbeiten ausreicht.
Die Generaldirektion hat bereits die ſchärfſten Drohungen ins
Treffen geführt und angekündigt, daß Angeſtellte, und Arbeiter
entlaſſen werden, wenn die Angeſtellten die Arbeit nicht ſofort
wieder aufnehmen. Da vom Kraftwerk Zſchornewitz kein Strom
nach Pieſteritz geliefert wird, und hier der Betrieb nicht aufrecht
erhalten werden kann, ſind in Pieſteritz ſchon Kündigungen aus

lehnten in heftiger Weiſe ab, nannten Hoppe einen Feigling und
der in drohender Weiſe ſeinen Revolver. Hoppe ſagte

hierauf: Wenn ihr den Blau umbringen wollt, ſo iſt das ſchließ-
ich eure Sache, aber in der Wohnung meines Freundes Winkler
arf es nicht geſchehen. Die drei ließen ſich jedoch nicht beein-

nſſen, im Gegenteil, ihre Haltung wurde immer drohender, ſo
daß Hoppe ſchließlich die Wohnung verlaſſen mußte. Vor-
ſitzender: Sie hätten zu dieſem Zeitpunkt den Mord doch noch

e rin Crv Sie d r r es auch fernerhin ſein. geſprochen worden. Jm übrigen hat ſich die Belegſchaft derauf. aben Sie nicht getan. Hoppe: Nein. irrte auf der Straße Werke mit den Angeſtellten ſolidariſch erklärt.r v traf d J u n Erſt Den Volksgenoſſen, die mit unſerer Partei ſympathi- geſ ſ ſchuf jetzt wurde mir klar, daß man mich betrogen hatte, ich hatte bis Feren, die aber trotzdem noch ein gegneriſches Blattdar ahin geglaubt, daß es ſich lediglich um eine Konfrontation mit t d 3 it ſo i hat rer ver Ka Jogn r
Er, Stolt handeln ſollte. Meinem Freunde Winkler hatte ich nur eſen, muß geſagt werden, daß ſie damit ihre eignen beſchäftigt wobei das Halliſche KappeOrgan und die angeblich
ung Fpeſagt, daß ich die Warnung zu einer Führerſitzung benötige. Jch Feinde unterſtützen. Darum, Arbeiter und Arbeiterinnen, demokratiſche Magdeburgiſche Zeitung mit ihren abfälligen Ber
de Pppar wegen meines Freundes Willi in großer Unruhe weil ich rtei rtei merkungen an der Spitze marſchierten. Zu allem Ueberfluß bringtr gu iunmehr wußte, daß ſeine Wohnung zu einem Verbrechen be- Parteigenoſſinnen und Parteigenoſſen: nun auch noch die Deutſche Tages zeitung in Berlin, des
für gützt würde. Jch war nach Hauſe r en, konnte aber nicht Werbt gerade jetzt neue Abonnenten für eure Preſſe! Zentralorgan der Kapp-Verehrer, einen Bericht über unſer Ge

ſchlafen und ging wieder zur Großbehren Straße, wo ich erſt nach Jn jeden Arbeiterhaushalt gehört werkſchaftsfeſt, bei dem bekanntlich Landrat Gen. Kaſparek
w iner Stunde wieder anlangte. Es kamen gerade zwei Männer n gzeoen Srveuter s eine Rede hielt, in der er auf die ernſte wirtſchaftliche und poli
e erunter, die mir ſagten die Leiche ſei ſchon auf der Treppe und das Arbeiterblatt tiſche Lage hinwies. Zu dieſer allerdings in Preußen bisher un
z agten, ob die Straße frei ſei. Gleich darauf wurde die in eine erhörten Tatſache, daß ein Landrat öffentlich zu ſeinen ſogiali-Zu ede gehüllte Leiche heruntergebracht und in den Hausflur nieder 3 ſtiſchen Parteigenoſſen ſpricht, bemerkt die Deutſche Tageszeitungms gelegt. Auf der Straße kam Schröder, ein großer, ſtarker Menſch, d a 8 V 0 lks blat mit tiefer Bekümmernis:
der er nahm allein die Leiche auf die Schulter. Wir gingen dann bis Man war es von früheren reaktionären Zeiten immerhin gem zum Kanal. Es war ein Weg von ungefähr drei Minuten. Schrö wohnt, daß der Landrat eines Kreiſes für die geſamte Bevölke

der ſchmiß die Leiche über das Gitter auf die n wo rung da iſt, und die alten Landräte haben ſich auchre o liegen blieb. Es gab einer der Leiche einen Schubs, ſo einer unbedingten Neutralität befleißigt. Miturz ß ſie ins Waſſer rollte. Vorſitzender. Angeklagter Hoppe, es dieſen Vorurteilen der Obſektivität hat die neue Zeit bekanntlich
ſich um einen Mord und es geht um ihr Leben. Können in Vierteljahresraten an den Kaſſierer Gen. Koch (Merſeburg), gebrochen, und insbeſondere die unabhängigen Herren Landräte

t ie uns die Leute, die bei der Tat zugegen geweſen ſind, nicht Seffnerſtr. 4, abzuführen, wurde einſtimmig angenommen. ſcheinen damit gründlich aufgeräumt zu haben.
namhaft machen. Hoppe: Nein. Vorſitzender: Sie bleiben mit Gen. Daniel (Merſeburg), erſtattete Bericht über ſeine Tätigkeit Die Feſtſtellung, daß die „königlich preußiſchen“ Landräte
aller Beſtimmtheit dabei, daßsSie nicht, wie bewieſen werden ſoll als Sekretär, die ſeither im Nebenamte grr werden mußte. ſeligen Angedenkens ſich ſtets „unbedingter Neutralität

eit bei der Mordtat ſelbſt zugegen geweſen ſind, und Sie beſtreiten Bereits im Dezember v. J. habe er ſein Amt dem Vorſtand zur Ver hefleißigt“ haben, wird wohl in allen Schichten der Bevölke
ige namentlich, ſelber den Strick zugezogen zu haben? Hoppe: Es fügung geſtellt, ſich aber bereit erklärt, bis zur Anſtellung einer neuen rung, ganz beſonders auch derjenigen des Sangerhäuſer Kreiſes,
et iſt ſo wie ich ausgeſagt habe. Vorſitzender: Warum haben Sie Kraft die Arbeit zu übernehmen. Finanzielle und Wohnungsſchwierig- nur ſchakllende Heiterkeit auslöſen und als guter Witz

dann einen Kaſſiber an Winkler im Gefängnis geſchrieben, der keiten, ſowie der Mangel an geeigneten Bewerbern verhinderten bis gewertet werden.
Sie ſehr ſchwer belaſtet? Hoppe: Jch hatte damals vor ein her die Neubeſetzung der Sekretärſtelle. Eine gewaltige Arbeit ſteht Bielen. Jn einer gutbeſuchten öffentlichen Verſammer Kriegsgericht kommen ſollen, zu dem ich begreiflicherweiſe kein dem neuen Sekretär auf ſozialem Gebiete in unſerem Bezirk bevor lung rag am vergangenen Donnerstag Gen. Banſe (Sanger

Vertrauen haben konnte. Jch gebe zu, daß ich in einen ſtarken deshalb iſt mit der Möglichkeit zu rechnen, daß eine zweite Kraft hauſen) über die Lehren der Reichstagswahlen und den 10prozentigen
die Verdacht der Teilnahme am Morde kommen konnte, und da ich angeſtellt werden muß. Als Sekretär wurde der Arbeiterſekretär Steuerabzug. Ganz beſonders die Ausführungen über die Steuer

keinen andern der beteiligten Perſonen kannte, die mich entlaſten Gen. Hauck (Düſſeldorf), in Vorſchlag gebracht und von der yoſitik der Koalitionsregierung, die auf die Arbeiterſchaft geradezu
a konnten, habe ich mich auf Winkler bezogen. Was ich in dem Konferenz einſtimmig beſtätigt. Er ſoll ſein Amt umgehend an ufreizend wirken muß, fanden in der Verſammlung eine aufmerkſame
en Kaſſiber ſchrieb, war die ahrheit, die ich meinem Freunde nur treten. Zuhörerſchaft. Einſtimmig angenommen wurde eine Eutſchließunm in das Gedächtnis zurückrufen wollte, damit er nicht aus Furcht Auf dem Gebiete der ſozialen Rechtſprechung in Kranken-, die an die Reichsregierung und den Reichstag geſandt werden ſo

falſche Angaben machen würde. Der Kaſſiber, der Winkler nicht Unfall-, Jnvaliden- und Militärrentenverfahren ſind Für den Kampffonds wurden 63,50 Mk. geſammelt.
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erreichte, da er von einem Gefängnisbeamten wög wurde,
enthält folgende Weiſungen: „Lieber Willi! Geſtehe bei der Ver-
handlung ein, daß Du die Wohnungsſchlüſſel auf mein Geheiß
einem Unbekannten in braunem Anzug auf ein beſtimmtes Parole
wort ausgehändigt haſt. Es kommt hier darauf an, das Leben zu
retten, alles andere wäre doch von kurzer Dauer, denn die Zeit
arbeitet für uns. Ich habe alles eingeſtanden, bin auch zu Deiner
Wohnung mit heraufgegangen, da ich oben bemerkte, daß die
T.Leute ſchlechte Abſichten hatten und ich nicht damit einverſtan
den war, ſondern dafür war,, daß Blau feſtzuhalten und dem
Stolt gegenüberzuſtellen. Jch brauche entweder Dich oder Schrö-
der als Alibi-Zeugen. Mit kommuniſtiſchem Gruß Erwin.“ Der
Kaſſiber wurde in beglaubigter Abſchrift den Geſchworenen über
reicht. Nach der Mittagspauſe begann die Vernehmung des dritten
Angeklagten Willi Winkler. Winkler beſtätigt alle Angaben
Hoppes. Mit großer Beſtimmtheit erklärt er, daß er die z
nur zu einer Führerſitzung zur Verfügung geſtellt habe und da
Hoppe vor der Tat ihm nichts von Blau und nichts von einem ge-
lanten Verbrechen geſagt habe. Erſt bei der Zurückgabe des
chlüſſels habe ihm Hoppe über das Vorkommnis t und

Dr. Strauch und Sanitätsrat Lehnert mit Beſtimmtheit, daß derTod r. zurückzuführen ſei. Es kam hierüber zu
heligen Auseinanderſetzungen mit der Verteidigung.

durch verſönliche Ve tretung des Berichterſtatters große Erfolge für
die Arbeiterſchaft erzielt worden. Leider haben eine Anzahl Orts-
ausſchüſſe von dem Beſtehen des Sekretariats kaum eine Ahnung
wodurch bereits viele Verſicherte Schaden erlitten haben. Oftmals
werden dem Sekretär im letzten Augenblick die Akten zugeſtellt, ſodaß
es nur unter großen Schwierigkeiten möglich iſt, die Verſicherten und
ihre Angehörigen vor Schaden zu bewahren. Eine Vollmacht, vom
Verſicherten ausgeſtellt, muß den Akten beigefügt werden, um die
Vertretung überhaupt möglich zu machen. Alles dies iſt Aufgabe
der beſtehenden Auskunftsſtelle in den einzelnen Kar-
tellen. Das reaktionäre Verhalten einzelner Arbeitnehmerbeiſitzer
im Oberverſicherungsamt fordert ebenfalls zur Kritik heraus. Hier
haben die Ortsausſchüſſe ein Augenmerk auf die Beſetzung zu richten.

Weſentliche Neuerungen ſind in der Krankenverſicherung,
Wochenhilfe, uſw. eingetreten, die von den Kaſſenvorſtänden be-
achtet werden müſſen. Jm Aerzteſtreit iſt ein Zuſammengehen mit
den Ortsausſchüſſen von Bedeutung für die Verſicherten. Die Wahlen
zu den Kaſſen müſſen in dieſem Jahre beendet werden, damit im
nächſten Jahre die neuen Vorſtände in Funktion treten. An treffenden
Beiſpielen kennzeichnete Gen. Daniel die unſoziale Tätigkeit einer
Anzahl Vorſtände, beſonders in den Betriebskrankenkaſſen. Die Feſt-

Arbeiten mit dem Bezirk bei Ein-langte ein engeres tv B. bei dem in Ausſichtleitung gemeinſamer Aktionen, die z.

Görsbach. Eine außerordentliche Mitgliederverſamm-
lung beſchäftigte ſich am vergangenen Freitag mit den künftigen Auf-
gaben der Partei. Die Ausführungen des Gen. Bänſe über dieſes
Thema wirkten anregend und fanden ungeteilten Beifall. Jn den
nächſten Tagen wird eine Agitation Für die Partei und das Volks
blatt veranſtaltet werden. 29 Mk. wurden dem Kampffonds überwieſen

Brehna. Achtung, Landarbeiter Alle Kollegen wer
den gewarnt, kein Zirkular zu unterſchreiben, das der Unter
nehmerverband im Kreiſe Bitterfeld mit der Aufforderung zur
Unterſchrift vorlegen läßt. Wenn eine Unterſchrift geleiſtet wer
den muß, hat dies nur euer Vertreter zu erledigen. Die Unter
ſchriften ſammlung dient einem reaktionären Anſchlag gegen die
Rechte der Landarbeiter. Die Unternehmer wiſſen gang genau,
daß ſie, wenn es wegen des Steuerabzuges zu Lohnverhandlungen
kommen ſollte, keinen ſtichhaltigen Grund haben, die Forderungen
abzulehnen. Deshalb möchten ſie gern eure Unterſchrift haben,
mit der ihr euch verpflichtet, die Arbeit unter keinen Umſtänden
niederzulegen. Darum Kollegen, ſeid auf der Hut und leiſtet keine
Unterſchrift!

Herzberg. Eine vom Bürgerverein einberufenet rvägr T lizeili gn mit ihm verabredet, z d lehr ge der wedigt ſtellung der Ortslöhne, deren Höhe bei Rentenfeſtſetzungen eine er-Einwohnerverſ ammlung beſchäftigte ſich in der r
r en wollte Ka a b r die Todesurſache des Blau. Jn hebliche Rolle ſpielt, muß von den Ortsausſchüſſen mit dem Bezirks Woche mit der neuen Fleiſchpreiserhöhung. Da die Urſache der

Piihen Sache ſtändigen i Sachverſtändigen noch nicht wußten, ſekretariat vorbereitet werden. Heute noch wird die Rentenberechnung Erhöhung in den von der Regierung feſtgeſetzten hohen Vieh
e e erſten Anbe ten e Pe ſdele, ließen ſie die Frage nach den Friedenslöhnen vorgenommen, wozu köchſtens ganz un preiſen zu ſuchen iſt, wurde beſchloſſen. mit anderen Bürgerver

d fur ine Frpaletaß r Erhängen oder Er-weſentliche Zuſchläge kommen. Auf allen Gebieten muß mit dem einen des Kreiſes in Verbindung zu treten und eine gemeinſame
z S z ter J tzt erklärten aber Profeſſor Sekretariat mehr als bisher zuſammengearbeitet werden, zum Nutzen Petition loszulaſſen, in der um eine Herabſetzung der Viehpreife
Krinken erfolgt ſei off e wnedt n der organiſierten Arbeiterſchaft. Ein Antrag Eilenburg ver nachgeſucht werden ſoll. Einem Antrag, dio ſofortige Beſeitigung

der Zwangswirtſchaft ebenfalls zu verlangen, wurde ohne tte
zugeſtimmt. Dieſer unüberlegte Schritt dürfte doch wohl zu Bee
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denken Avkaß geben, obgleich nicht anzunehmen iſt,
Beſchluß des Herzberger Bürgerderei ie Zwangehoben wird. Jm 8 r
zu geringe Juckerzuwloſer Aufhebung der
haupt noch Zucker zu

Für dieſe würden bei Aufheb Bewiheit fhebung der r
daſſe nicht mehr möglich ſein würde, die allernotwendi

rungsmittel zu kaufen. ewiß ſind die Kri ſellſehe Uebel. Aber bei Einführung der freien

verbrauchende Volk immer noch den profithutaliſten ausgeliefert. Nur eine Sogialiſerung
n der a krungemittelpra duktion und
wirkliche Beſſerung bringen.
ſprache mit der vom
erhöhung. Schon in der
Magiſtrat beauftragt worden,

igen

-konſumtion

mit den anderen

bindung zu treten,
einzuleiten. Die Einwohnerverſammlu erklärte ſich
Magiſtrats in dieſer Angelege
ringe Butterzuweiſung wurde
Landrat um Erhöhung der Ration verhandelt werden ſoll.

Bockwitz. Bericht des Ortsausſchuſſes des ADGB.
Nach einer h Bezirksſekretariats wird wegen der be

ſe das Amt des Sekretärs als Nebenamt weiter
Der Arbeiter-Samariterbund hatte um Unterſtützung bei

rrichtung einer Arbeiter-Samariterkolonne gebeten; in die
Kommiſſion, welche die Vorarbeiten erledigen ſoll, wurden die Kol

en Das Geſuch desMilitärvereins Kameradſchaft (Bockwitz) um finanzielle u
r

Bezirksvorſtand der ſchein ſozialiſtiſchen Partei hatte 500 Mk. für
den Wahlfonds angefordert, worüber indes zur Tagesordnung über
gegangen wurde. Zur Zeichnung von Beiträgen für das abge
brannte Leipziger Volkshaus ſind Sammelliſten eingegangen, die
an die einzelnen Gewerkſchaften verteilt wurden. Der örtliche Zu
ſammenſchluß der Betriebsräteorganiſation kann als vollzogen gel-

Finanzierung der Betriebsräteorganiſation geſchieht
durch beſondere Beitragsmarken von 10 Pf. pro Woche, die Unter-
kaſſierer der Gewerkſchaften übernehmen den Vertrieb der Marken.
Trotz der hohen Bierpreiſe nehmen die Gaſtwirte bei Veranſtal-
tungen jeder Art noch eine bedeutende Saalmiete, was ſcharf ver

ſonderen Verhältniſſe
gern
der

legen Watte. Otto, Noack und Gnöfel gewählt.

ſtützung zur Errichtung einer Gedenktafel wurde abgelehnt.

ten. Die

urteilt wurde. Der Vorſitzende ſoll zwecks Regelung dieſer Frage
mit dem Gaſtwirteverband in Verbindung treten. Dieſes Jahr
wird ein Gewerkſchaftsfeſt abgehalten werden. Die Vorbereitungen
trifft der Feſtausſchuß.

ſchuß vor. Beſonders wurde auch auf die gelbe Gefahr (Privat-
eiſenbahner-Verband) in der Koyne hingewieſen. Jmmer wieder
kommen noch Klagen, daß ſich hauptſächlich im Baugewerbe Leute
finden „die neben ihrer achtſtündigen Arbeitszeit Privatarbeit ver
richten; ſoweit dieſe dem Ortsausſchuß namentlich bekannt ſind,
wird gegen ſie vorgegangen werden. Mit der Tätigkeit des Kreis
kartells war der Vorſitzende nicht zufrieden da die Leiſtungen nicht
den finanziellen Anforderungen entſprächen; doch wurde dieſer
Punkt wegen der vorgerückten Zeit auf die nächſte Sitzung vertagt.
An alle Kollegen ergeht nochmals die Mahnung, der Märzopfer zu
gedenken.

Aus dem Saalkreis.
Die nächſte Kreistagsſitzung des Saalkreiſes findet morgen,

Mittwoch, den 30. Juni, vormittags 9 Uhr, im Landratsamt Halle
tatt.

Ammendorf. Gemeindevertreterſitzung. Am Donnerstag,
den 24. Juni, fand im Helmſchen Lokal in Ammendorf nach der er-
folgten Verſchmelzung der zum Amtsbezirk Ammendorf gehörenden
Gemeinden die erſte, aus 17 Vertretern der USPD., 6 Vertretern
der vereinigten bürgerlichen Parteien und Vertreter der SPD. be
ſtehenden Gemeindevertreterſitzung ſtatt. Aus der reichhaltigen Tages
ordnung iſt beſonders hervorzuheben: Als Sitzungstag iſt der Frei-
tag feſtgelegt. Die Sitzungen werden nach Bedarf einberufen und
finden im Lokal des Herrn Kirchhof ſtatt. Die Zahl der Schöffen
iſt auf ſechs feſtgeſetzt und ſollen am 2. Juli 1920 gewählt werden.
Ein Schöffe ſoll als Beigeordneter des Gemeindevorſtehers gegen Be
ſoldung angeſtellt werden. Ein Erlaß betr. Einführung eines
kollegialer Gemeindevorſtandes iſt beſchloſſen worden. Der Schul
verband Radewell-Oſendorf-Burg iſt aufgelöſt worden und unterſteht
nun nach Genehmigung der Regierung der neugewählten Schul-
deputation. Der Haushaltsplan für 1920, welcher mit einer Ein
nahme und Ausgabe von 2 894 000 Mk. abſchließt, wurde genehmigt.

Desgleichen fand der Haushaltsplan der Gemeindeſchulen mit

Auf die in der polniſchen Berufsvereini-
gung und in den gelben Gewerkſchaften Organiſierten ſoll auf-
klärend gewirkt werden, weitere Schritte behält ſich der Ortsaus-

durch den
rtſchaft auf

aufe einer anderen Debatte wurde über die
eiſung lebhaft Klage geführt. Ob es bei reſt-
wirtſchaft möglich ſein würde, über-
ekommen, iſt ſehr fraglich. Ebenſo geht es

mit den anderen Lebensmitteln, die immer noch ſehr knapp ſind.

unerPreiſe bezahlt werden müſſen, ſo daß h
en Nah
ften ein

irtſchaft iſt das
rivatkapi

zw. Kommunali
kann

Weiter beſchäftigte ſich eine Aus
eberlandwerk geforderten Strompreis- S
letzten S rrrord e ehe d

4 en, dieStrom von der Ueberlandzentrale Falkenberg abnehmen, in Ver
um nötigenfalls ein w. c

ur
einen Beſchluß mit dem Vorgehen der Stadtverordneten und des

eit einverſtanden. Ueber die ge
lage geführt, weshalb mit dem

Mitgl tehend aus vier Ve
tretern der USPD. und 2 Vertretern der Bürgerlichen Parteien
vo mmen. Der Kirſchenverkauf wurde durch die Ge
meinde vorgenommen. Es gelangen als t
auf den Kopf der Bevölkerung 1 Pfund zum Preiſe von
1 Mk. zur Verteilung.

Wettin. Das Gewerkſchafts- und Parteifeſt am Sonntag
nahm bei herrlicher Witterung und ſtarker Beteiligung der Arbeiter
und der benachbarten Ortſchaften den beſten Verlauf. Es zeigte mit
ſeiner Maſſenbeteiligung, namentlich den S&edug durch die Stadt und
dem Feſtakt auf dem rkte mit Anſprache des Genoſſen Kilian,
welche Macht die revolutionäre Arbeiterbewegung auch in unſeren
Städtchen verkörpert. Am Sonnabend zog die Jugend in frößhlicher

timmung im Fackelzug durch die Straßen frühmorgens am Sonntag
war Wecken, und wenn in den Morgenſtunden auch hin und wiederGewitterwolkenbildungen ſich am Himmel zeigten, ſo blieb das Wetter
doch andauernd prächtig. Jn den beiden Feſtlokalen gab es nach
Ankunft des Feſtzuges allerhand Kurzweil und Vergnügen. Die
Mädchen, etwa 100 an der Zahl, führten einen heitern bunten Reigen
auf, der gut einſtudiert war. Die gleiche Mühe, das ſah man, hatten
ſich die Jungen mit ihrem Reigen und den Flaggenfreiübungen
gegeben. r der Arbeitergeſangverein verſchönte das Feſt mit
einigen Freiheitskampfliedern. Dem Feſtkomitee gebührd für das
Arrangement des gelungenen Feftes Anerkennung. Es wird allen
Teilnehmern, den jungen wie den alten, gewiß lange in Erinnerung
bleiben und es iſt zu erwarten, daß die Einigkeit des ſchaffenden
Volkes beſtens geſtärkt worden iſt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 29. Juni 1920.

Stadtverordnetenverſammlung.
Unerwartet und überraſchend kam dem Magiſtrat die Haftent-

laſſung des Stadtrats Genoſſen Kilian. Aber was half's? Man
mußte ihn wohl oder übel in der geſtrigen Stadtverordieten
ſitzung in ſein Amt einführen, an deſſen Ausführung ihn „die
objektivſte Behörde der Welt“ ſo lange verhindert hatte. Jm
übrigen war die Sitzung mit den 13 Tagesordnungspunkten kurz.
Aber damit ſoll nicht geſagt ſein, daß in der Kürze eine beſondere
Würze lag. Man hatte zwar eine ſehr delikate Sache aufgetragen,
die aber ſchließlich tüchtig verſalzen wurde. Rive, an dem im
Gegenteil zu Kilian kein Staatsanwalt etwas auszuſetzen hat,
obwohl in den Märztagen über das zweideutige Verhalten dieſes
Mannes der weitaus größte Teil der Halliſchen Bevölkerung ein
vernichtendes Urteil gefällt hatte, ſoll nach einer Verfügung des
Oberpräſidenten wieder in Amt und Würden eingeſetzt werden,
da das Diſziplinarverfahren gegen ihn niedergeſchlagen ſei. So
will es Hörſingl So wollen es die Deutſchnationalen und die
Genoſſen des Regierungsgewaltigen kläffen und greinen noch ein
wenig wie die ungezogenen Kinder: „Ja, wenn er uns abbittet,
der böſe Mann, dann darf er wiederkommen!“ Ob ſie je einen
kläglicheren Eindruck gemacht haben? Ausgerechnet die Demo-
kreten hatten noch einen Antrag auf ſofortige Wiederkehr Rives
geſtellt! Sie haben ſcheinbar ganz vergeſſen, mit welch ſchreiender
Stimme und radikaler Gebärde ihr Wortführer Helms in den
Märztagen im Apollo-Theater die Beſeitigung Rives gefordert hat.
Unſere Genoſſen, die den Fall Rive geklärt wiſſen wollten, ſtellten
den Antrag, daß die ganze Angelegenheit ſofort in einer nicht
öffentlichen Sitzung verhandelt werde, ehe man in die Tagesord-
nung eintrete. Da diefer Antrag abgelehnt wurde, war es ſelbſt-
ve ſtändlich, daß die Unabhängige Fraktion geſchloſſen den
Sirungsſaal verließ. Sie zeigte damit, daß ſie nicht gewillt iſt,
ſich Rive ſo ohne weiteres auf die Naſe ſetzen zu laſſen, trotz des
kläglichen Umfalls der Rechtsſozialiſten, die noch vor einer Woche
einem Antrag auf erneutes Diſziplinarverfahren gegen Rive zu-
geſtimmt hatten. Die Verhandlung ging vor halbleerem Saale
weiter. Jm Eiltempo wurde die erſte Hälfte der Tagesordnung,
lauter kleine Vorlagen, faſt ohne Debatte erledigt. Jn kleinen
Grnu,pen ſtanden zuweilen die Demokraten mit den Deutſchnatio-
nalen in lebhafter Unterhaltung. Nun ſchienen ſie ſich endlich
einander wiedergefunden zu haben!

Nach einer längeren, wenig fruchtbaren Debatte über die
Straßenreinigung und die Heizungsanlagen in den Schulen kehrte
man am Schluß nochmals zur Rive- Angelegenheit zurück. Der
Antrag der Rechtsſozialiſten, Rive müſſe den Ausdruck „Denun-

re i.

ziationskomitee“ zurücknehmen, wurde angenommen. Vollends

Es ſauſt das Rad
Eine Erzählung aus dem amerikaniſchen Arbeiterinnenleben.

Von Dorothy Richardſon.
Einzig berechtigte Ueberſetzung von Werner Peter Larſen.

Am Morgen wuſchen wir uns in einem großen, gemeinſamen
Waſchraum, in dem jedoch nur zwölf Waſchſchalen zur Verfügung
ſtanden, ſo daß eine jede zuſehen mußte, wie ſie ſich am beſten eine
kapvern konnte. Jch wartete, bis der Hauptandrang vorüber und
die Kinder bereits unten beim Frühſtück waren, und zog mich
dann in aller Ruhe an. Zwei andere hatten das gleiche getan;
fie waren, wie ich, nur zufällige Gäſte in dem Heim, und wir
kamen, während wir das Haar vor dem Spiegel ordneten, nach
und nach miteinander ins Geſpräch. Die eine von ihnen war
auffallend hübſch, aber ſie hatte ein wenig gerötete Augen, denn
ſie hatte die ganze Nacht über wach gelegen und ſich erſt gegen
Morgen in Schlaf geweint.

„Wohnen Sie immer hier?“ fragte ich ſie.
„Nein, ich habe bis jetzt mit einer Freundin zuſammengewohnt;

aber nun hat ſie ihre Arbeit verloren und iſt vorläufig zu Ver-
wandten aufs Land. Und nun muß ich mich nach einer anderen
Wohnung umſehen.“

Da ſie gerade von Arbeit ſprach, fragte ich ſie, ob ſie vielleicht
für mich irgendwie Arbeit wiſſe.

Aber ſie ſchüttelte den Kopf. Sie war Schürzennäherin und
arbeitete in einer großen Fabrik am Broadwahy, die ihre Arbeite-
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rinnen geradezu ſchamlos ausbeutete; aber ſie hatte keine andere
Arbeit gelernt, und ſo mußte ſie eben bleiben, wo ſie war. Sie
ſchlüpfte in eine kurze ſchwarze Jacke und ſetzte ihren großen ele-
ganten Hut auf; ſie war nun ſo feſch und elegant, daß niemals
jemand geglaubt hätte, ſie komme aus einer Zehn-Cent-Herberge.

Der Cerberus, der noch immer an der Tür hockte, muſterte uns
genau darauf hin, ob wir nicht gar etwas hatten mitgehen heißen,
und dann hatten wir für diesmal den Schlafraum hinter uns und
eilten aufatmend die Treppe hinab.

12.

Ich frühſtückte um vier Cent in meinem gewohnten Lokal und
e mich dann auf den We Kheg7 Haus, an dem ich das

Plakat geleſen hatte: Junge ädchen geſucht, die die Blumen-
arbeit erlernen wollen. Lohn ſchon während der Lehrzeit. Vor
ſtellen Montag früh neun Uhr.

„Blumen und Federn“ ſtand in en, vergoldeten Buchſtaben
über dem Eingang zum Geſchäft. Ich ſprach einige Worte mit
einem Abteilungschef, einem hochgewachſenen, liebenwürd
Herrn mit ringüberſäten Händen, der mich an den Lift fü
und den Fahrer anwies, mich zu Miß Higgins zu führen. Jm
dritten Stock ſprang die Eiſentür auf und ich trat gleichſam in
einen prächtigen, in allen Farben leuchtenden Garten. Der ganze

i durch die halbgeöffneten

Leben in Hunderttauſende von Blumen. Wo das Auge hinſah,
nichts als Blumen und Blumen überall. Sie lagen zu rieſigen
Haufen geſchichtet auf den langen, breiten Tiſchen, ſie türmten
ſich zu leuchtenden Bergen auf der Diele, ſie ſahen aus allen
Schubladen und Schachteln, aus allen Wandſchränken heraus.

„Sehen Sie die ſchwarzhaarige Dame dort hinten?“ fragte der
r und zeigte in das entgegengeſetzte Ende des Saales. „Die
iſt es.“

Ich ging einen ſchmalen Gang zwiſchen den Arbeitstiſchen ent
lang, die wie blühende Hecken ausſahen. Zwiſchen den grünen
Zweigen und Blättern leuchteten weiße Bluſen und lächelndeMädchengeſichter ſahen von den blauen, gelben und roten Blumen
auf, während ich an ihnen vorbeiſchritt.

ier gab es keinen Maſchinenlärm, keine kreiſchenden Stimmen t
kein brüllendes Lachen. Alles war, wie man es um die Früh- eine Seele von Menſch, und ſie behandelt vor allem auch die Neuenun

lingszeit in einem Garten erwartet: ein leiſes Summen von ge-
dämpften Stimmen, Sonne, ein warmer Wind und ab und zu,
wie aus der Ferne, ein leiſes, glückliches Lachen.

Die ſchwarzhaarige Dame ſaß an einem Tiſch und betrachtete
ſich die vor ihr liegenden großen, roten Roſen, die ſie mit den
lebenden Roſen zu vergleichen ſchien, welche in mehreren fein-
geſchliffenen Vaſen vor ihr ſtanden. Sie ſaß ein wenig vornüber-

beugt, beide Ellbogen auf die Tiſchplatte geſtemmt, das Kinn in
ie Hände geſtützt, und ſtudierte eifrig eine Roſe um die andere.
Sie war ſo in ihre Arbeit vertieft, daß ſie mein Kommen gar

nicht bemerkt hatte.
Ich ſtand eine Weile ahwartend, da ich dachte, daß ſie doch

irgendeinmal aufſehen müſſe; aber dann tat ich noch einen Schritt
auf ſie zu und fragte ſie, ob ſie i chekgir ſei. Sie fuhr zu-
ſammen, blickte auf und zeigte im Lächeln zwei Reihen wunder-
voller Zähne. ha ſagte ſie, „das bin ich.“

„Haben Sie ſchon früher
fragte ſie.

„Nein.“

Sie war ſehr freundlich.
einmal in Blumen gearbeitet

wurde. Jn allen möglichen W
die Rechtsſozialiſten den Demokratend Il la jeſuiti der zallenh h. G t her ſehention“. Jn dieſem war aber nur geſagt, man nehme das Schreiben
Hörſings zur Kenntnis und verlange, daß Rive vor ſeiner Rüd,
kehr abbitte. Müller bat, ſtotterte, ſchwitzte und flehte mit
weinerlicher Stimme: „Aber das können Sie uns doch nicht zu
muten, daß wir für den Antrag der Demokraten ſtimmenl!“ Und
ſeine bürgerlichen Freunde ſahen es ein und ließen ſich ſchließliqh
erweichen. Nach langem Schachern einigte man ſich auf die
Formel: Rive ſolle nicht eher zurückkehren, als bis er abgebeten
habe. Erleichtert atmete der Stadtverordneten Vorſteher Keil auf,
Nun hatte er ſeine Schäflein unter eine Decke gebracht und konnte
ſtolz verkündigen, daß dieſer Beſchluß einſtimmig zuſtande ge-
kommen ſei. Doch in ſeiner Freude vergaß er, die Abſtimmenden
zu zählen; von den 34 zurückgebliebenen Stadtverordneten hatten
zwei vorher den Saal verlaſſen, ſo daß alſo der „einſtimmige“
Beſchluß ungültig iſt. „Es wär' ſo ſchön geweſen.

Die Einführung des Genoſſen Kilian als Stadtrat.
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilte Stadtverordnetenvor-

ſteher Keil mit, daß Stadtrat Kilian inſein Amteinge-
führt werde. h r Seydel z Kilian: Unerwartetund überraſcht begrüße ich Sie und benutze die Gelegenheit, Sie in
Jhr Amt einzuführen.

Nochmals der „Fall Rive“.
Stadtverordnetenvorſteher Keil verlas ſodann ein Schreiben dez

Oberpräſidenten Hörſin g an die Stadtverordnetenverſammlung,
das die Wiederaufnahme der Tätigkeit Rives betrifft. Bürger
meiſter Seydel wies in längeren
ſich das Fehlen des Stadtoberhauptes unliebſam bemerkbar m
Die Rückkehr ſei ſchon deshalb dringend erwünſcht, da auch Stad
rat Wurm aus dem Magiſtrat ausgeſchieden ſei. Jn der Angelegen-
heit Rive lagen zwei Anträge vor. Die Rechtsſozialiſten verlangten
in dem einen, Rive ſolle den im Provinziallandtag gegen den Unter
ſuchungsausſchuß gebrauchten Ausdruck „Denunziationskomitee“
mit dem Ausdruck des Bedauerns zurücknehmen. Die Demokraten
beantragten, daß Rive ſeine Arbeit ſofort wieder aufnehmen ſolle,

Stadtv. Oſterbur g (US.) Meine Fraktion gibt auf die Er-
klärung der Rechtsſogialiſten gar nichts, denn die Aeußerung des
Herrn Rive kann uns gar nicht beleidigen. Stadtv. Günther
(US.) beantragte ſodann, dieſe Angelegenheit in einer ſofortigen
nichtöffentlichen Sitzung zu beraten. Der Antrag wurde gegen die J
Stimmen der Unabhängigen abgelehnt. Stadtv. Hildebrandt ver
ſuchte, im Namen der USP.- Fraktion eine Erklärung abzugeben.
Er konnte jedoch nicht zu Worte kommen, darauf

verließ die Unabhängige Fraktion geſchloſſen den Sitzungsſaal,
Es blieben zur weiteren Tagung noch 34 Stadtverordnete, darunter
ſämtliche Rechtsſozialiſten, zurück. Die neuen Beſtimmungen
über

Erwerbsloſenfürſorge
wurden in folgender Aenderung angenommen. Es werden gezahlt:

für männliche Perſonen über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem
Hausbalt eines anderen leben 6 Mk., über 21 Jahre, ſofern ſie in
dem Haushalt eines anderen leben 5,50 Mk. unter 21 Jahren 3,50
Mark; für weibliche Perſonen über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem
Haushalt eines anderen leben 40 Mk., über 21 Jahre, ſofern ſie in
dem Haushalt eines andern leben 8,50 Mk., unter 21 Jahren 2,25
Mark. Die Familienzuſchläge betragen: für den Ehegatten 2,50
Mark, für die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Ange
hörige 1,50 Mk. Feiertage, die auf einen Wochentag fallen, gelten
als Wochentage. Für den Straßenausbau ſüdlich des Bergmann
troſt wurden 176 000 Mk. bewilligt. Ein Geſuch um Wiederein
ſtellung von einer Anzahl Frauen, die bei der Stadt beſchäftigt
waren, wurde dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen
Der Einſpruch von Einwohnern der Seebener Straße gegen die Er
richtung eines Kohlenſchuppens, wurde abgelehnt. Ebenſo wurde
ein Antrag zur Erlangung einer Wohnung abgelehnt. Bei der
Verhandlung über das Geſuch der Sozialbeamtinnen des Jugend
amtes um Anrechnung von Dienſtzeit und Verleihung der Beamten
eigenſchaft beantragte Stadtv. Dr. Lange, dieſen Antrag auch auf
die Beamtinnen des Wohnungsamtes auszudehnen. Stadtv. Hos
(Dem.) Es würde eine Verwirrnug hervorrnfen, wenn man ein
zelne Gruppen von Beamtinnen herausnehmen und bevorzugen
würde. Die Vorlage wurde ſchließlich dem Magiſtrat zur Berüs-
ſichtigung überwieſen. Ein Untepſtützungsgeſuch des Ortsaus-
ſchuſſes für Jugendherbergen um einen jährlichen Beitrag durch
die Stadt wurde angenommen.

Die Quäkerſpeiſung.
Auf eine Anfrage des Stadtv. Splett (Ztr.), über den An-

teil des Magiſtrats bei der Einrichtung und über den Einfluß des
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Eine junge Jüdin, Beſſie, ſollte mich anlernen, Stiefmütterchen
zu machen. Die Sache J Zuſchauen eigentlich ganz ein-
fach aus, aber ich merkte hald, daß ſie für ungeübte Finger gar
nicht ſo leicht war. Ungeſchickt, aber voller Eifer breitete ich das
gekräuſelte Stückchen Muſſelin vor mir aus, das noch gang warm
aus der Kräuſelmaſchine zu uns herüberkam.

„Sie müſſen den Stoff nicht allzu glatt ziehen,“ ſagte Beſſie,
formte hier einige Male, zupfte dort einmal und hielt binnen
kurzem ein ſchönes Stiefmütterchen vor mich hin.

„Uebung macht den Meiſter,“ lachte eine andere. „Nur den Mut
nicht verlieren

„Uns iſt es zu Anfang ebenſo gegangen,“ ſagte eine junge Fta
lienerin, die mir gegenüber ſaß. „Aber wenn man es einmal
heraus hat, dann iſt es hier gut zu arbeiten. Miß Higgins iſt

ſehr anſtändig.“ t„Das tut ſie,“ pflichtete Beſſie bei. „Es iſt noch gar nicht ſo
ſehr lange her, daß ſie ſelbſt noch Blumen gemacht hat. Jch habeſie oft davon erzählen hören, wie ſie den erſten Tag bei Goldberg
war.“

„Goldberg,“ ſagte eine andere, „um Gotteswillen, das iſt ja die
entſetzlichſte Bude in ganz Neuyork! Ich war mal ztoei Tage
dort, aber dann habe ich genug gehabt. Wenn die Mädel dort in
Streit geraten, dann gehen ſie in den Gang hinaus und prügeln
ſich wie die Viehtreiber. Als ich den erſten Tag dort war, wur-
den einer auf dieſe Weiſe zwei Rippen gebrochen.“

„Na, und was hat der Goldberg mit ihnen gemacht
„Was er gemacht hat? Nichts. Was ſoll er denn machen?

Sie ſind dann im Handumdrehen wieder die beſten Freundinnen
geworden und Arm in Arm im Saal ſpazieren gegangen.“

„Ja, ſo geht es in den billigen Fabriken,“ ſagte Anna Welſhon
„Die Mädel werden durch die ganzen Verhältniſſe runtergedrückt
und verrohen. Jch könnte das da nicht aushalten.“

Jch mußte unwillkürlich die Geſpräche während der Arbeit bei
Springer und bei Roſenfeld vergleichen; es war wie eine andere

elt.„Auch nicht in Federn?“ Welt„Auch das nicht.
„Dann will ich Sie für heute einmal an die Blumen ſetzen und

ſehen, wie Sie damit fertig werden. Es iſt ſchade, daß Sie ſich
nicht auf die Federarbeit verſtehen, denn die Blumenſaiſon iſt in
einem Monat vorüber, und dann muß ich die Blumenarbeite-
rinnen bis September entlaſſen, während die anderen einfach in
den zweiten Stock hinuntergehen. Aber einen Monat werden Sie
noch bei uns arbeiten können, und im September können Sie

dann fa wiederkommen.“
Natürlich war ich mit Freuden die Arbeit anch z vierWochen n r W akſe kamdreieinhalb Dollar in der Woche und je einen Tageslo
ulage für die Ueberſtunden, die ſeit einem halben Jahr drei bise in der Woche gemacht wurden und auch bis zum Saiſon

ſchluß fortdauern würden. iß Higgins ſagte überdies, daß ſie
mir den wenn ich mich geſchickt anſtelle, in der nächſten

auf Dollar erhöhen würde.ühlings badet, unde e n t in deren un beute Be

„Sind Sie in Amerika geboren?“ fragte mich Beſſie.
Jch fand, daß das eigentlich eine ziemlich überflüſſige Fre

ſei, bis ich hörte, daß von den acht Mädchen an unſerem Tiſch nur
vier Amerikanerinnen waren. Thereſe ſtammte aus Negpel-
Amelie aus Oeſterreich, Anna aus Norddeutſchland und Nelly
aus Killarney in Jrland.

„Jch aber bin Amerikanerin,“ ſagte Beſſie und tat im Spaß,
als wenn ſie außerordentlich ftolz darauf ſei.

Thereſe lachte. „Aber auch nur eine in elfter Stunde,“ fagte
un dann be r derüker und flüſterte mit g.ſie e rohe re h e reren en

geboren.Ameri
„Beſſer ſpät als niemals,“ lachte Beſſie und mit einem

großen Korb voller Blumen an einen anderen Tiſch hinſiber, wo
die Blumen zu Sträußen und Ranken gebunden wurden.

Gortiezung

usführungen darauf et

bahne

weiterge
ſtellunge
glänzend
auch von

Eine
Straßen
im gleie
für die
deuten.
einſchrän
neuen er
rung der

Jn ei
miſſion
ſtädtiſche
weſen,
bringen
auf die
Man mi
damit di
Branunko
forderlich

Jangefah
ötigen

für den
dieſem
(Dem.)
h
beſchäfti
entſpan
heit R
präſide
faſſung,
„Denun
Unterſu
wenn er
hätte. c
Herokomitee
Stadtv.
weil ein
Rechtsſo.
ſein Am
Stadtv.
lung nah
tionsmit
durch all
Demokr
Man ei
Antri,Aus r
me n.
gactzen

„Die
Ueber

abend n

er folger
man geg
wicklung
Ein Gli
Eiſenbal
doch ein
ſektion
verkörpe
mußten
ſich ihr
Kein W
ziehen k
weiliger
Vereinck
laſſen,
Eiſenba

Erſt
bahner
jedem a
wollſtän
dahin e
Lagern,
und in
Trio R
Werkſtä
Eiſenba

Schand
ſchnvere
Steuer



u I rlete Stadtrat Ve

e
000

deuten.

Jangefahren. So hätten jetzt

er folgendes ausführte:

e 7

elt ſo nur

mee5 c n enark eingenommen. Ob die Speiſung an ehe
weitergeführt werden könne, ſei n elhaft. Nach den Feſtſtellungen der u habe das e L Quäker S
glänzenden Erfolg für die end unſerer Stadt,
auch von dieſer Ste e aus für die Opferwilligkeit

d 6 T mangelhafte Straßenreinigung.
ne weitere Anfrage beſchäftigte ſich mit der lStraßenreinigung.“ Sktadtrat a kr.! enn man die h

im gleichen Umfang wie im Frieden reinigen wolle, ſo würde dasfür die Stadt eine Mehrausgabe von e Millionen Mark be
euten. Man habe aber die aZhl der Pferde und Arbeitskräfte

einſchränken müſſen. Für 30 abgegangene Leute konnte man keine
neuen einſtellen. Er verſpreche aber, ſein Möglichſtes zur Beſſe
rung der verſtaubten Straßen zu tun.

gu einem Dr ne Heizung der Schulen.
Jn einem Dringlichkeitsantrag wurde die Bildung eine

miſſion beantragt, welche im Verein mit
ſtädtiſchen Heizungsingenieux das geſamte ſtädtiſche izungs
weſen, namentlich der Schulen prüfen und geeignete Vorſchläge
bringen möge, um im kommenden Winter erneute Schwierigkeitenauf dieſem Gebiete zu verhindern Stadiv. Vollbracht Es
Man müſſe ſchon vor den Ferien dieſe Arbeit in Angriff nehmen,
damit die Heizungsanlagen in den Schulen für den Gebrauch von
Braunkohle umgebaut werden könnten. Stadtrat Joſt: Die er-
forderlichen Mengen von Koks würden im Laufe des Sommers

en. 36 Schulen bereits ein Drittel desötigen J zungematerigle. e, Umbauten der Heizungsanlagen
für den Gebrauch von Braunkohle ſei ſehr teuer, auch liege auf
diefem Gebiet noch keine Erfahrung vor. Stadtv. Minner
(Dem.) hält die Bildung der Kommiſſion für unbedingt not-

T ſich die Baudeputation nicht genügend mit dieſer Fragebeſchäftigen könne. Der Antrag wurde angenommen. Barakf
entſpann ſich orneut eine längere Debatte über die Angelegen
heit Rive. Stadtv. Müller (Sog.): Nachdem der Ober
präſident verfügt hat, daß Rive zurückkehrt, Kad wir der Auf-
faſſung, daß Rive ſein Amt wieder antritt. a aber das Wort
„Denunziationskomitee“, das Rive im Proofnziallandtag über den
Unterſuchungsausſchuß gebraucht hat, vas gleiche bedeutet, als
wenn er die Teilnehmer dieſes Ausſchſſes als Lumpen bezeichnethätte, ſo erblicke ich darin eine ſchwere Beleidigung. Etabiv

Herold (Dn.): Denunziation Dedeutet Anzeige, Denunziations-
komitee iſt alſo nur ein Sammcelbecken für Anzeigen (Gelächter.)
Stadtv. H erzfeld (Dem. z Er habe ſich nicht beleidigen laſſen,
weil ein Angeklagter das Acht habe zu ſchelten. Der Antrag der
Rechtsſozialiſten, daß Aive dieſen Ausdruck zurücknehme, ehe er
ſein Amt wieder arreten könne, wurde gegen die Stimme des
Stadtv. Herolds ar genommen. Der weitere Lauf der Verhand-
lung nahm einen, ſehr intimen Charakter an, die einzelnen Frak-
tionsmitglieder ſuchten den mehrheitsſozialiſtiſchen Vertretern
durch allerlei Bitten zuzureden, ſie möchten doch dem Antrag der
Demokraten zuſtimmen, daß Rive ſofort wieder ſein Amt ankrete.
Man einigte ſich ſchließlich auf die Formel: Rive müſſe vor
Antrikt ſeiner Tätigkeit den vonihmgebrauchten
Aus“rud „Denuntiationskomitee“ zurückneh-
men. Die Mitglieder der Unabhängigen Fraktion waren der
gactzen Verhandlung ferngeblieben. Schluß der Sitzung 6 Uhr.

„Die Eiſenbahner vor und nach der Revolution“
Ueber dieſes Thema ſprach in einer zum vergangenen Sonn

abend nach dem Volkspark einberufenen öffentlichen Eiſen-
bahner- Verſammlung der Bezirksleiter des Deutſchen

Eiſenbahner-Verbandes, Kollege Beilſchmidt (Halle), indem
Trotz der vielen Zwangsmaßnahmen, die

man gegen die freien Gewerkſchaften angewandt hat, ging die Ent
wicklung der modernen Gewerkſchaftsbewegung doch ſtets vorwärts.
Ein Glied in der Kette der freien Gewerkſchaften bilden auch die
Eiſenbahner, die, trotzdem man ihnen jede Koalitionsfreiheit nahm,
doch eine eigene freigewerkſchaftliche Organiſation in der Reichs
ſektion der Eiſenbahner im Deutſchen Transportarbeiterverbande
verkörperten. Jn den langen Jahren des Beſtehens der Sektion
mußten harte Kämpfe geführt werden. Ganz beſonders ſtellten
ſich ihr die kleinen Fachdrganiſationen der Beamten in den Weg.
Kein Wunder, daß in dieſe Organiſationen kein freier Geiſt ein
ziehen konnte, ſtanden ſie doch meiſtens unter Protektion des je
weiligen Eiſenbahnminiſters, der Budde, Breitenbach uſw. Dieſe
Vereinchen taten viel, um den Standesdünkel nicht untergehen zu
laſſen, ſie taten nichts, um die wirtſchaftliche Lage der einzelnen
Eiſenbahnerkategorien zu beſſern.

Erſt die Revolution brachte in einigen Punkten frü die Eiſen
bahner eine Exlöſung. Man gab ihnen Koaglitionsfreiheit, wie
jedem anderen Privatarbeiter. Die Lohnverhältniſſe wurden einer
vollſtändigen Umformung unterzogen. Und trotzdem ihre Lage bis
dahin eine elende war, fanden ſich dennoch Leute aus bürgerlichen
Lagern, die über die enormen Löhne der Eiſenbahner jammerten
und in bürgerlichen Blättern gegen die Eiſenbahner hetzten. Dem
Trio RiedelOeſer verdankten die Eiſenbahner die Schließung der
Werkſtätten, dem faſt ausſchließlich die Funktionäre des Frrie
Eiſenbahner-Verbandes zum Opfer fielen. Trotz alledem ſetzte ſich
der DEV. durch. Der eben vollzogene Zuſammenſchluß mit dem
Süddeutſchen Verkehrsperſonal-Verband macht ihn zur ftärkſten
Eiſenbahnerorganiſation der Welt. Redner verwies auch auf die
Betriebsräteverordnung für die Eiſenbahner, in der beſonders ein
Schandpaſſus eingefügt worden ſei, der die Vetriebsräte mit
ſcuveren Geld und Gefängnisſtrafen belegt. Auch der 10prozentige
Steuerabzug kam zu ſeinem Recht. Es müſſe im Reichstag ver
ſucht werden, eine Abänderung dieſes Ausnahmegeſetzes zu er-
langen. Zum Schluß ermahnte er alle Beamte und Arbeiter, ſich
feſt zufammenzuſchließen, um beſonders den Beſtrebungen zur Abans des AchtſtundenArbeitstages wirkſam entgegentreten
zu können.In der Debatte brach ein lendenlahmer Verſuch des Bezirks
ſekretärs Pietz vom Allgem. Eiſenbahnerverband, die Beweis-
führung des Referenten zu entkkräften, unter allgemeiner Heiter-
keit zuſammen. tIn Schlußwort trat der Referent den Ausführungen des

eweiſe fürDiskuſſionsredners entgegen und erbrachte ſchlagende
die von ihm gemachten AusführungenFolgende Eingube wurde einſtimmig den ſozialiſtiſchen Frak-

tionen des Reichstages übexwieſen: v. p.Die ſozialiſtiſchen Fraktionen werden erſucht, vei der Eröffnung
des Reichstages dahin wirken zu wollen, daß der zehnprozentige
Steuerabzug auf den Reichseiſenbahnen nicht zur Durchführung
lommt. Die Gründe ſind bekannt.

Außerdem dafür Sorge zu tragen, daß bei der Beratung des
Notetats ſofort die Bewilligung r der im eichs
Johntarif bewilligten r t Jeichsei enbahner zur Ausfüh-
ung die G migung ertei ird. Mr T ehe erffenbahnen beſtehende Diſziplinar und Pro

tokollverfahren iſt fofort aufzuheben und eine weiteſtgehende Am
eſtie für alle Vergehen der organiſierten Arbeiter und Beamten
chaft herbeizuführen. Außerdem ſämtliche ſchtvebenden von den

Direktionen gegen Gewerkſchaftsangeſtellte und Funktionäre ein-
eleiteten Verfahren und rechtskräftig gewordenen Beſtrafungen

uns niederzuſchlagen.

Die demokraciſche Seifenblafe.

escusſchuß des Saalkreiſes beſteht in ſeiner Mehrheits r nSP. Von ihnen, die die Mehrheit der
bevölkerung des Saalkreiſes vertreten, war Genoſſe Driebuſch
pum Landrat vorgeſchlagen. Trotzdem ſeine Wahl durchaus den
ſemokratiſhen Grundſätzen entſproch hat die Regierung doch den
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bisherigen Landrat T iekle (Rechtsſog)
Thiele genießt keine Sympathien vertritt nur einen kleinen
Teil der Bevölkerung. Seine Ernennung zum Landart iſt ein
Hohn auf die Demokratie und eine Provokation der Bevölkerung
des Saalkreiſes.

Die Genoſſen Abgg. Sämiſch, Menzel und Chriſtange
haben nun in der Preußiſchen Landesverſammlung am 21. Juni folgende
eingebracht

Im Januar d. J. wurde auf Veranlaſſung der Regierung vom
Kreisausſchuß des Saalkreiſes ein Vorſchlag zur Beſetzung des
Landratspoſtens gemacht. Vorgeſchlagen wurde Herr Driebuſch.
Eine Antwort iſt darauf nicht erteilt worden. Dagegen wurde
der bisherige kommiſſariſche Vertreter Herr Thiele jetzt zum
Landrat ernannt, obwohl dieſer nur einen verſchwindend kleinen
Bruchteil des Kreistages vertritt, wohingegen die Ernennung
Driebuſchs der Zuſammenſetzung des Kreistages, der zum über
wiegenden Teil aus Abgeordneten der Unabhängigen Sogialdemo-
kratiſchen Partei beſteht, entſprechen würde. Es kommt hinzu,
daß Thiele 65 Jahre alt iſt und Neuanſtellungen derartig alter
Beamten nicht ſtattfinden ſollen.

Wasgedenktdie Regierungzutun, um eine Be
ſetzung des Landratspoſtens für den Saalkreis
herbeizuführen, wie ſie dem Willen der Bevölkerungsmehrheit entfpricht?

Wir zweifeln nicht an der Antwort der Regierung. Die Demo
kratie wird nur ſo lange verfochten, als ſie angenehm und brauch-
bar iſt zur Aufrechterhaltung der eigenen Herrſchaft. m

Rntrrnnng der Tabakarbeiter. Es beſteht die Gefahr,
das am 1. April d. J. in Kraft getretene Tabakſteuergeſetz
1919 S. 1667) Arbeitsloſigkeit der im Tabakgewerbe beſchäftigten
Arbeiter und Angeſtellten verurſacht. Den Geſchädigten ſteht auf
Grund des S 92 des Tabakſteuergeſetzes und den hierzu ergangenen
Ausführungsbeſtimmungen (ZJentr.-Bl. f. d. Deutſche Reich vom
31. 8. 1920 Nr. 15) unter den dort angegebenen Bedingungen eine
Unterſtützung aus der Reichskaſſe zu. Mit der Entgegennahme
und Vorprüfung der Unterſtützung s geſuche ſowie mit der
Auszahlung der Unterſtützungen ſind vom Landesfinanzamt
Sachſen-Anhalt die öffentlichen Arbeitsnachweiſe und
Erwerbsloſenfürſorgeſtellen der Gemeinden oder emeindever
bände SachſenAnhalts beauftragt worden. Die Feſtſetzung
der Höhe der Unterſtützungen im einzelnen Falle verbleibt den
zuſtändigen Hauptzollämtern.

Verbandstag der Buch- und Steindruckerei-Hilfarbeiter und
Arbeiterinnen. Wohl ſelten iſt in einem Verbande der Verbands
tag mit l großer Spannung erwartet worden, wie die am 12. Juli
in Frankfurt (Main) beginnende Generalverſammlung der gra-
phiſchen Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen. Gilt es doch diesmal,
entſcheidende Stellung einzunehmen zu der Frage eines Reichs
tarifs zum Graphiſchen und zur Politik desVerbandsvorſtandes. Weit über die Grenzen unſeres Verbandes
hinaus hat dieſe Politik und die damit verbundene Rechtlosmachung
der Mitglieder Aufſehen erregt. Um nun auf dem Verbandstagals geſchloſſene Oppoſition auftreten zu können, fordern wir alle

Delegierten, die ſich der Oppoſition anſchließen wollen, auf, um
gehend ihre Adreſſen an Kollegen Otto Uecker, Berlin NO. 55,
Danziger Straße 45, zu ſenden. Kolleginnen und Kollegen, laßt
dieſen Aufruf nicht unbeachtet. Es handelt ſich nicht um Partei-
ſektiererei, ſondern es gilt, den Kampf um die Demokratie und
um die Rechte der Mitglieder im Verbande zu führen.

Reklame bei der Eiſenbahn. Die Eiſenbahnverwaltung braucht,
wie es ſcheint, Geld. Denn jetzt werden auch die Abteile der D-
Zugwagen für die Reklame nutzbar gemacht. Die amtlichen Be
kanntmachungen, Aushänge und Schilder an den Zwiſchenwänden
der Wagen werden deshalb nach einer Anordnung des Miniſters
der öffentlichen Arbeiten auf die eine Abteilſeite geſetzt, während
die gegenüberliegende Wandſeite grundſätzlich für Reklamezwecke
freigehalten wird.

Die Röntgenabteilung der Fürſorgeſtelle für Lungenkranke,
Salzgrafenſtraße 1, hatte im Monat Mai im ganzen 301

atienten abzufertigen. Die ſtete Steigerung der Beſuche der
Röntgenabteilung iſt ein Beweis dafür, wie ſich dieſe Form der
Krankheitserkennung eingebürgert hat. Leider ſind die außer
ordentlich hohen Preiſe für Platten, Chemikalien, Röhren, Strom
uſw. mit daran ſchuld, daß nicht eine noch allgemeinere Benutzung
dieſer Einrichtung möglich iſt. Auch die Halliſche Aerzteſchaft ſendet
in ſteigendem Maße ihre Kranken zur Aufnahme in die Fürſorge-
ſtelle. (Aufnahme nur mit ärztlicher Ueberweiſung, wochentags von
8 bis 10 Uhr). Unterſuchungen auf Blutfarbſtoff wurden in der
Fürſorgeſtelle 47mal vorgenommen. Sie ergaben ſtärkere Minder-
werte bei dreiviertel der Unterſuchten. Sonſt verlief die Fürſorge-
arbeit in den gewohnten Bahnen. Die Zahl der Beſucher betrug
1350. Ueberweiſungen an Aerzte und Kliniken zur Behandlung
fanden 92mal ſtatt. Pirquetſche Jmpfungen auf Tuberkuloſe wur
den 145mal ausgeführt, Kochſche Proben 3. Kuren in Heilanſtalten,
im Ausland, in Ferienkolonien, in Bädern wurden 56mal beantragt.
Krankenhausaufnahmen wurden in acht Fällen veranlaßt. Auf ſie
wird beſonderer Wert gelegt, um eine vollſtändige Trennung von
Geſunden und Kranken durchführen zu können. Wegen herrſchen
dem Wohnungsmangel verminderte ſich die Zahl der Wohnungs
zuſchüſſe auf 9.

Desinfektion am Krankenbett. Die c der Dauer der
Krankheit erforderliche Desinfektion (Desinfektign am Kranken
bett) liegt in der Regel den Angehörigen ob, jedoch iſt die Polizei
verwaltung berechtigt, ſie durch beſonders beauftragte Perſonen
im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzte zu beaufſichtigen
und nötigenfalls zu regeln. Die Schlußdesinfektion hat aus
ſchließlich durch die ſtädtiſchen Desinfektoren zu erfolgen. Die
Aerzte, ſowie Hausbeſitzer und Abvermieter jeder Art werden
daher erſucht, bei vorgeſchrittener Lungen- oder Kehlkopftuber
kuloſe der Desinfektionsanſtalt oder dem Polizeiverwaltungs-
buregu I, Drevhauptſtraße 4, 2 Treppen, Zimmer 102, ſofort, ge

ebenenfalls auch durch Fernſprecher Mitteilung zu machen, wenner Kranke die von ihm benutzten Räume infolge Ueberführung
in ein Krankenhaus oder in einen anderen Unterkunftsraum
Wohnungswechfel verläßt. Die Desinfektion wird dann von
den ſtädtiſchen Desinfektoren unentgeltlich vorgenommen werden.
Hausbeſitzer oder Abvermieter, die in den vorſtehenden Fällen
eine Meldung unterlaſſen, würden ſich möglicherweiſe haftpflichtig
machen, wenn durch Ünterlaſſen der Desinfektion eine Ueber-
tragung auf die neuen Bewohner der Räume erfolgt.

Ein Wegweiſer für unſere Elternbeiräte. Dr. Kurt Kerlöw-
Loewenſtein: Der Elternbeirat. 24 Seiten. 2,25 Mk. Nach-
dem durch die Elternbeiratswahlen eine große Zahl unſerer Eltern
zum Kampf gegen die Schulreaktion und zur Vorbereitung der ſo
zialiſtiſchen Erziehungsgemeinſchaft berufen worden ſind, dürfte
ein Wegweiſer für die Elternbeiräte ebenſo notwendig wie will-
kommen ſein. Ein ſolcher iſt im Verlag der Freiheit, Berlin (Abt.
Buchhandel) erſchienen. Der Verfaſſer iſt Dr. Kurt Kerlöw-
Loewenſtein. Die Schrift behandelt ihre Aufgabe in drei Teilen.
Der 1. Teil kennzeichnet mit deutlichen Strichen den Klaſſen und
Standescharakter unſeres Schulweſens und gibt das Rüſtzeug für
das ſozialiſtiſche Schulideal. Jn einem 2. Teil werden alle jene
Reformmaßnahmen aufgeführt, die im Sinne einer ſozialen Ent-
wicklung liegen. Reformen. die nur das Alte ſtützen wollen. werden
abgelehnt; unſere poſitive Arbeit kann nur in der Vorbereitung des
Neuen und Notwendigen liegen. Der 8. wichtige t befaßt
ſich mit den praktiſchem Kampfesmaßnahmen und der Kritik an dem

n V Die r t r dort erf eliſtiſchem Boden, wo ich um die Frage der GegenroartSie wird für jeden beizat a und S
xer, 55 grund fogialtſttſe eire nenbehrliche Hilfe fein.

Fort mit dem Religionsunterricht aus der Schule. Nach einer
Beſtimmung des Kultusminiſteriums dürfen Anträge der Eltern auf
Befreiung ihrer Kinder vom Religionsunterricht nur am OQuartal-
wechſel angenommen werden. Eltern, die beabſichtigen ihre Kinder

ans dem wollen deghalb nicht ver
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h er eſchreibt: Jch bitte, meinen Sohn vom Religionsunter-
richt zu befreien! Vater, der für die Weltlichkeit der

le eintritt, ſorge dafür, daß die Zahl der vom ReligionsunterrichtSchu
befreiten Kinder, die in Halle 15 betragen, ſich endlich vermehrt.

für die kriegsbeſchädi Lazgrettiuſaſſen. Jn einemlän c bitten uns die Lazarettinſaſſen, die infolge ihrer

im ltenen ſchweren Verwundungen immer noch krank dar-
n die Genoſſen zur Spende von Büchern unterhaltenden
Jnhaltes aufzufordern. Es iſt traurig genug, daß dieſe Bedauerns-
werten auch noch die Bevölkerung um Bücher bitten müſſen. Für
ſa hat eben der Staat nicht den Hundertſten Teil übrig, wie für
eine Landsknechte. In manchen Familien liegen Bücher herum
und werden nicht gebraucht. Wer daher nur einigermaßen in der
Lage iſt, dem Wunſch der Kriegsbeſchädigten nachzukommen, der

ein Buch bei! Annahmeſtelle: Hilfslazarett Eliſenkranken
II, Barbaraſtraße.
Das Eiſerne Kreuz wird immer noch verliehen! Anſtatt, daß

man für die e Waiſen und Hinterbliebenen beſſer ſorgk,
verleiht man Eiſerne euze am ſchwarz weißen Bande“ nicht etwaan Wigaeteilneſmſe ſondern an ſolche, die ſich während der Kriegs
J beſonders „verdient“ gemacht haben. So erhielt der

kier Somburg in Halle, der ſeinerzeit als Zahlmeiſter beim Ge-
fangenenlager in Merſeburg ein ruhmreiches Daſein geführt hat, dieſe
allerhöchſte Auszeichnung für ganz beſondere Verdienſte. Ob Ebert
ihm ein Glückwunſchſchreiben dazu ſchickte, konnten wir nicht erfahren.

Schwefelſaures Ammoniak wird ſeit einiger Zeit vom ſtädti
ſchen Gaswerk Halle hergeſtellt.

Eewitterſchäden. Durch das geſtrig heftige Gewitter wurden
mancherlei den verurſacht. Jn Gärten und Unlagen wurden zahl
reiche Bäume beſchädigt, zum Teil abgebrochen oder entwurzelt: Dächer
und Schornſteine wurden beſchädigt; an mehreren Geſchäftslokalen
innerhalb der Stadt wurden die Schaufenſterſcheiben eingedrückt.
Ferner ſchlug der Blitz in ein Grundſtück der Triftſtraße, ohne jedoch
zu zünden.

Selbſtmordverſuch. Eine hier wohnhafte 30 jährige Arbeiter
ehefrau verſuchte ſich geſtern nach dem Genuſſe von Lyſol in der
Saale das Leben zu nehmen. Sie wurde in bewußtloſem Zuſtande
gelandet und mit dem Krankenwagen der Klinik zugeführt. Der Grund
zur Tat ſoll in Familienzwiſtigkeiten liegen.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 6 Uhr, gelangt Wagners
Die Meiſterſinger von Nürnberg mit Kammerſänger Friedrich Pleſchke
als Hans Sachs zur Aufführung. Mittwoch abends 7 Uhr, wird
Leſſings Emilia Galotti wiederholt. Donnerstag Die Bürger von
Calais. Freitag, abends 7 Uhr, VIII. Konzert (AII. Konzert der
RobertFranz Singakademie), Die Jahreszeiten von aymn, unter
Leitung von Profeſſor Alfred Rahlwes. Soliſten: Milda Hornickel,
Hans Lißmann-Leipzig, Dr. Hans Joachim Moſer-Halle. Chor: Die
Robert-Franz Singakademie. Die Freitag Stammkarten gelten am
Sonnabend zur Aufführung des Luſtſpiels Als ich noch im Flügel-
kleide. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung Tartüff. Sonntag abend
Die Meiſterſinger von Nürnberg.

Bad Wittekind. Anläßlich der 74. Wiederkehr des Brunnenfeſtes
findet morgen, Mittwoch, von 7 bis 9 Uhr Frühkonzert vom Phil-
harmoniſchen Hrcheſter, bei gutem Wetter nachmitt. 39 bis 6 Uhr
Nachmittags Konzert vom Philharmoniſchen Orcheſter (mit Kinder
beluſtigungen aller Art) und abends 7/2 Uhr großes Konzert vom
Philharmoniſchen Orcheſter ſtatt. Während des dritten Teiles im
Abendkonzert wird von der pyrotechn. Kunſtanſtalt G. H. Pfeiffer ein
Pracht Feuerwerk abgebrannt. (Siehe Anzeige).

Stadttheater.
Emilia Galotti. Trauerſpiel von Gotthold Ephraim Leſſing.

Der Dichter dieſer Tragödie war eine Kampfnatur. Sein aus-
Freiheitsdrang und ſein mannhaftes Auftreten gegen das

nwahre und Falſche kennzeichnen in den Hauptzügen den Charakter
ſeiner Perſönlichkeit. Bei ihm iſt bewegliche Vielſeitigkeit vereinigt
mit eindringlicher Schärfe, wie ſich auch in ſeinen Dichtungen klar
überſchauender, durchdringender Verſtand mehr geltend macht als
elementare Kraft des Gefühls und der Phantaſie. Die Bedeutung
Leſſings liegt darin, daß er es verſtand, ſeiner kritiſchen Erkenntnis
durch dichteriſche Tat wirkſamen Ausdruck zu verleihen. Menſch
ſpricht wieder zu Menſch. Die Stoffe ſind aus der damaligen un-
mittelbaren Gegenwart und Wirklichkeit geſchöpft. Die Verwick-
lungen in Emilia Galotti ſind ſo recht ein getreuer Spiegel des
deutſchen Hoflebens vor der franzöſiſchen Revolution. Ckel erfaßt
einen, wenn man ſieht, wie die moraliſche Verkommenheit der das
Volk beherrſchenden Klaſſe wüſte Orgien feiert. Dieſe Leute glau-
ben, das Recht zu haben, ſich alles erlanben zu dürfen, und wehe
dem, der ſich zu widerſetzen wagt, der Herrſcher hat die Macht. Er
benutzt ſie ſkrupellos zur Befriedigung ſeiner tieriſchen Triebe, die
er freilich hinter dem Mäntelchen einer nicht zu überbietenden
Heuchelei zu verbergen weiß. Und wo ſucht er ſeine Opfer? Etwa
unter den Mädchen ſeiner Klaſſe? Nein, unter den Mädchen ſeiner
Untertanen! Erſt macht er es zu ſeiner Maitreſſe, und wenn es
dem Herrn nicht paßt, ſucht er ſich ein anderes und wieder ein an
deres und ſo fort. Dieſer Atavismus bildet die Grundlage für Leſ-
ſings Drama Emilia Galotti. Auch hier ein Fürſt und ſein Berater,
die beide vor keinem Mittel, ſelbſt vor dem des gemeinſren, hinter-
liſtigſten Mordes, nicht zurückſchrecken, um das unglückſelige Opfer
in ihre Netze zu locken. Hier gilt keine Entſchuldigung. Sie ſind
es, die mit Hilfe ihrer Macht zu Mitſchuldigen, zu Helfershelfern
des Verbrechens werden. Sie ſind es, die bedenkenlos nur die Be
friedigung ihrer Luſt im Auge haben, wenn ihr Weg dabei auch über
Leichen geht.

Jn der Freitag Aufführung geſta'teten Herr Ottmary als
Prinz Gonzaga und Hermann Wedding als Marinelli die oben
geſchilderten Typen einer ſinnbegierigen Fleiſchesluſt zu Abſcheu
erregender Deutlichkeit. Das unglückliche Opfer ihrer zügelloſen
Begierde wurde von Hedwig Jonas erſchütternd dargeſtellt.
Helene Senkens Gräfin Orſina wirkte packend durch dämoniſch
hinreißende Kraft. Ergreifend geſtalteten Eugen Teuſcher, der
auch für die Spielleitung zeichnete, und Frau von Durand das
unglückliche Elternpaar. Nur hätte Herr Teuſcher als Emilias Vater
etwas weniger äußerlichen Affett in der Sprache beobachten ſollen.
Der Reſt der kleineren Rollen war zweckentſprechend verteilt. Das
Werk hinterließ beim Publikum einen ſtarken Eindruck. Am

Aus den Gerichtsſälen.
Proletarierelend vor dem Schwurgericht.

Vor den Geſchworenen ſitzt auf der Anklagebank der ruſſiſche
Kriegsgefangene Feodor Belokoylow. Ueber ein Jahr hat er
mit der unverehelichten Anna Wilkowſka in der Schloſſerſtraße
zuſammengelebt und wie ein guter Ehemann nach Kräften für die
W., ihre beiden unehelichen Kinder und übrigen Anhang geſorgt.
Da taucht plötzlich am 5. Mai d. J. der Vetter und frühere Lieb-
haber der W., Bernhard Wilkowſki auf. Der Ruſſe wird an die
Luft geſetzt. Am nächſten Tage kommt es zum Zuſammenprall.
Feodor B. ſticht Bernhard W. nieder, verletzt Anna W. mehrfach und
verſetzt auch einem herbeigeeilten Helfer einen leichten Stich.

Proletarierelend im Zwangsablauf! Anna Wilkowſka hängt
dem Ruſſen an, der er gut für ſie und ihre Kinder ſorgt. Aber zu
kunftsſicher iſt dieſe Verbindung nicht, da ſie den bereits in Sibirien
verheirateten V. nicht ehelichen kanm. Das iſt aber wohl i
mit dem friiheren Liebhaber und Vater eines ihrer uneheli
Kinder. Und ſo verläßt ſie den Ruſſen und geht dahin, wo ſichere
Duſeinsmöglichkeiten winken. Feodor B. nach dem Urteil der Um-
gebung ein fletßiger Arbenter Keht ſeine Zukunft, um deretwillen

die dn ert. wirkt die unerbitt
e s daß die drückten hier ge anderwüten, daß der Arme gegen den Armen ſteht. Beide Teile fen

um das Leben, das ihnen die unſitliche Geſellſchaftsordnung unſerer

t h u vie irhneie (Erſeuſe e zu„Verbrechern“ aneinander und die entrüſtete „Geſellſchaft“ ſchlepptli var den Richter
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Man iſt von deutſchen Staatsanwälten allerlei ge Aber
behand

enge geſtern zuſtande brachte.
bei

egierde“.
r der Herr Staalsanwalt vor den Geſchworenen für M ord und nicht für Totſchlag plädierte mit dem

e darauf, daß auf Totſchlag „n u r Zuchthausſtrafe ſtände.
nd dazu würde bei Friedensſchluß mit Rußland wahrſcheinlich

ucht-

oddem war es eine Muſterleiſtung will kürlicher Tatſa
lung die der recht jugendliche Geſtr
Siferſucht kam für den Ruſſen, den Wilden, gar nicht in Frage,ihm herrſchte nur der tie riſche Trieb geſchlechtlicher
Sehr bezeichnend war es, daß

beiderſeits eine Amneſtie erlaſſen, und auf dieſe Weiſe die J
hausſtrafe des Feodor B. abgekürzt werden. Dann aber wäre für
den Mord eines „Ruſſen“ an einem „Deutſchen“ (1) keine aus-
reichende Sühne gegeben. Mit dieſem chauviniſtiſchen Motiv ver-
ſuchte der Herr Staatsanwalt den Geſchworenen zu kommen. Kein
WBunder! Lagen doch nicht weit vom Platze des Herrn auf dem
Richtertiſche die gemeinſten Hegblätter unſeres Landes: die
Deutſche Zeitung und die Deutſche Tageszeitung. „Nur“ Zucht-
hans! Es iſt jammerſchade, daß dieſe Auserwählien des Volkes,
deren Leben und Lieben von der Geſellſchaft ſichergeſtellt iſt, ſo
wenig Gelegenheit haben, dieſe modernen Kulturerrungenſchaften
einmal intenſiver kennenzulernen.

Bei dem von Amts wegen geſtellten Verteidiger vermißten wir
ſehr die nötige Anteilnahme. Wenn der Verteidiger betonen zu
müſſen glaubte, daß der Angeklagte das deutſche „Gaſtrecht“ miß-
braucht habe, ſo muß man demgegenüber denn doch bemerken, daß
Kriegagefangenſchaft mit ihrem Elend und ihrer Ausbeutung ein
recht ſonderbares Gaſtrecht iſt und daß gerade jetzt anläßlich des
Prozeſſes um Tod und Leben es an der Zeit geweſen wäre, mit dem
„Gaſtrecht“ Ernſt zu machen, indem man ſich um den „Gaſt“ befon-
ders bemithte.

Sehr erfreulich war es, daß die Geſchworenen den Tatbeſtand
menſchlicher beurteilten als der Vertreter der Anklage. Sie ver
neinten glatt die Schuldfragen über Mord und Mordverſuch und
begahten Totſchlag Totſchlagsverſuch und gefährliche Körperver
letzung. Der Antrag des Stagatsanwalts auf insgeſamt „nur“
27 Jahre Zuchthaus wurde im Zuhörerraum mit lebhaften Ent-
rüfſtungsrufen beantwortet. Das Gericht erkannte auf zuſammen
t1 Jahre Zuchthaus und 10 Jahre Ehrverluſt.

Verſammlungsbericht.
Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter. Die zu Donners

tag abend nach dem Volkspark einberufene öffentliche Verſamm-
lung aller ſtädtiſchen Arbeiter und Arbeiterinnen war eraus
gut beſucht. Vor Eintritt in die Tagesordnung bat der Verſamm-
lungsleiter, Koll. Hertel, um reichliche Gaben für die Mansfelder
Ueberſchwemmungsopfer, für die eine Tellerſammlung veranſtaltet
wurde. Nach Bekanntgabe der Zuſammenſetzung des Schlichtungs-
ausſchuſſes nahm Kollege Schlimme das Wort und führte aus,
daß die große wirtſchaftliche Notlage zwang, die abgeſchloſſenen
ſtädtiſchen Tarifverträge in kurzer Reihenfolge wieder zu kündigen.
Der Magiſtrat lehnte aber die Forderungen ab, ſo daß die Ar-
beiterſchaft genötigt war, den Schlichtungsausſchuß zur Vermitt-
lung anzurufen. Um für die Verhandlungen eine einheitliche
Grundlage zu erzielen, ſollten die Lohnſätze mit den Organi-
ſationsleitungen, und nicht mit den einzelnen Werken feſtgeſetzt
werden. Dieſer Grundſatz iſt vom Elektrizitätswerk
durchdrochen worden; der Magiſtrat erklärte ſich zu Sonder-
vergünſtigungen bercit, was natürlich nicht im Jntereſſe der
übrigen ſtädtiſchen Arbeiterſchaft lag. Als Ergebnis der Schlich-
tungsverhandlungen wurde eine Kommiſſion eingeſetzt, die den
ſtädtiſchen Haushaltsplan einer Nachprüfung unterzog, wobei ſich
überall ein gewaltiger Fehlbetrag herausſtellte. Die geforderten
Lohnſätze mußten daher in der Spruchſitzung den Verhältniſſen
angepaßt werden. Von nun an gelten folgende Sätze: Gruppe I:
156 Mk., 186 Mk., 235 Mk. Gruppe II: 145 Mk., 175 Mk., 225 Mk.
Gruppe III: 135 Mk., 165 Mk., 220 Mk. Gruppe IV: 75 Mk.,
95 Mk. Gruppe V (weiblich) 60 Mk., 65 Mk., 80 Mk., 90 Mk.,
120 Mk. Koll. Rauſchenbach gab einen kurzen Bericht über die
Tätigkeit der Lohnkommiſſion und geißelte nochmals ſcharf das

Solidaritätsgefühl bekundet hat. Koll. Hertel betonte, daß man
erſt nach reiflicher Ueberlegung, nachdem alle weitergehenden Hoff-
nungen wegen der ſchlechten Lage des Budgets ausſichtslos ge-
worden waren, die vorgenannten Sätze angenommen habe. Koll.
Rauſchenbach forderte zum Proteſt gegen die unerhörten Lebens-

eigenſüchtige Vorgehen des Elektrizitätswerkes, das ein ſo geringes

ging Koll. Schlimme ein, indem er baß dieſe nicht
„hohen“ Arbeitslöhne, Sgungen infolge des verkorenen Krieges und die ſkrupelloſe
beutung der heutigen Notlage durch beſtimmte Handel
zurückzuführen iſt. Die abgeſchloſſenen Lohnſätze wurden
Verſammlung gegen zwei Stimmen angenommen.
vorhergeſehener Zwiſchenfälle findet unſer Theaterabend nicht in
Saalſchloßbrauerei, ſondern im Volkspark ſtatt.

Sport und Körperpflege.
Bezirks Fußballſpielertag findet am Sonntag, den 4. Juli 1920vormittags 9 Uhr, im Volkspark ſtatt. Jeder Verein t die Pflicht,

einen Vertreter zu entſenden Anſchließend an die Verhandlungen
findet nachmittags 4 Uhr auf dem Sandanger ein Auswahlſpiel der
nach Magdeburg zu entſendenden Bezirksmannſchaft zum Städteſpieſ
Halle Magdeburg ſtatt.

Fußball-Reſultate: Fichte T Gera Zwötzen S
Fichte II Sportverein Kröllwitz II 2:2 (2: 1), FichteViktoria III 1:6(1:2), Fichte Jugend I Freya Paſſendorf Jugend I
07: 8, Fichte Schüler T Sportverein Kröllwitz Schüler I 2:1,
Fichte Schüler II Sportverein Kröllwitz Schüler II 0:0.

Allen Vereinen zur Nachricht, daß die SpielausſchußSitzung jeden
Dienstag, 8 Uhr, in Schumanns Reſtaurant, Harz 25, ſtattfindet und
iſt ſelbige telephoniſch unter Nr. 3117 zu erreichen.

Donnerstag, 8 Uhr, Mitgliederverſammlung der Abt. bei Schumann,

Harz 25. Fußball- Abt. Fichte.——-2Verantwortlich für Politik und Parteinochrichten: Karl Vock; für Halle und
Saalkreis: Hans Bobla; für Aus der Proving und VerſammlungsdJohann Janßen: für Anzeigen: Hermann Schade; Verlag: Volksblatt G m. d. H
Druck: Halleſche Genoſſenſchaſtsbuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle

=mm- T rbeiter,

Unabhängigen Sozialdemokratie be
mittelpreiſe auf, weil dieſe die Notlage der Arbeiter noch immer
mehr vergrößern. Auf die ſogenannte Unrentabilität der Betriebe und werdet Leſer der Arbeiter-Zeitung!

tretet den Vereinen der

S

dem Beginn des neuen Vierteljahrs zu erhöhen.

An unſere Bezielyerp?
Die in Halle erſcheinenden Zeitungen aller politiſchen Richtungen ſtehen leider wiederum vor der Notwendigkeit, ihre Bezugspreiſe mit

Zu dieſer Maßnahme, die wohl gleichzeitig im ganzen Deutſchen Reiche einſetzen muß, werden

auch die Halliſchen Zeitungen gezwungen durch die ganz bedeutenden Erhöhungen der Papier- und der Materialienpreiſe und der Löhne.

Um den Beziehern ein Bild der Lage zu geben, in der ſich die Zeitungen befinden, ſoll an wenigen Beiſpielen die ungeheuere Ver
teuerung der wichtigſten Druckereimaterialien, Papier und Farbe, gezeigt werden

Papier koſtete vor dem Kriege etwa 20 Pf. das Kilo.
im Dezember 200 Pf., im Jahre 1920 im Januar 205 Pf., im März 340 Pf. und ſeit dem 1. Mai 410 Pf.

Es iſt ſonach ſeit 1914 eine mehr als zwanzigfache Verteuerung des Papiers eingetreten!

Druckfarbe ſtellte ſich vor dem Kriege auf 40 Pf. das Kilo und ſtieg bis Ende 1919 nach und nach auf 280 Pf.
betrug der Preis im Januar 380 Pf., im März 780 Pf. und ſeit dem 1. Mai 1100 Pf. 11 Mk. das Kilo.

Das bedeutet eine achtundzwanzigfache Erhöhung des Preiſes gegenüber der Zeit vor dem Kriege!

In ähnlicher Weiſe ſind alle anderen ſachlichen Koſten (Metalle, Oele, Licht, Kraft, Porto, Telegramm und Telephongebühren) geſtiegen.

Die Halliſchen Zeitungen ſetzen in ihre Leſerſchaft das Vertrauen, daß ſie die zwingenden Gründe, die zur Heraufſetzung der Bezugs“
preiſe Veranlaſſung geben, anerkennen, und richten an ſie die höfliche Bitte, den Zeitverhältniſſen Rechnung zu tragen.

Es koſten vom 1. Juli ab:

Saale Zeitung. Mk. 7,50 für den MonatHalliſche Allgemeine Zeitung Mk. 6,00 für den Monat
Halliſche Nachrichten
Halleſche Zeitung.

Verlag der Halliſchen Allgemeinen Zeitung.
Verlag der Halleſchen Zeitung. Verlag der Saale-Zeitung. Verlag des Volksblattes.

Mk. 6,00 für den Monat
Mk. 7,50 für den Monat

Volksblatt

Jm Jahre 1919 betrug der Preis im Juni 100 Pf., im September 130 Pf.,

Jn dieſem Jahre

Mk. G6,00 für den Monat

Verlag der Halliſchen Nachrichten.

Woereins-

Anzeiger
Erſcheint jeden Dienstag
und Freitag. Jahres-
beitrag: Millimeter 10.00
Mark.

Die Singeſtunde am
Mittwoch, den 30. Juni,
im Polkspark, fällt aus.
Dafür abends 8 Uhr, Be
zirksprobe i. Letzt. Dreier.

Frre l Fädchenche,

Jed. Dienstag “29 Uhr,
im Volkspark.
De Singeſtunde.
Touristen- Verein
„Dle Maturfreunde

Jugendgruppe:Dienstag, abds. 7 Uhr,
auf der Peißnitz Volks
w. g

Mittwoch, abds. 7 Uhr:
Stadtheim. Kl. Ber-

in 1: Zuſammenkunft.
Orts gruppe:Mittwoch, abds. 7 Uhr.

auf der Peißnitz Volks
tänze und Spiele.

Donnerstag, ab. 7 Uühr,
Abend Wanderung vom
Paradeplatz
I atetereard von 1890

i Hlle à Saale
Vereinslok.: Gold. Kette.

Turnvereln ficnte.

Männer-Abteil., Rorden
Dienst. u. Freitag 8-10

Turnerinnen: Mittw.8-10.
Volksvark-Turnhalle.
Männer-Abteil., Südem:

Montag und Freitag, von
7--9 Uhr, i. d. Glauchaer
Schule, Taubenſtraße.

Ardelter-Schwimmverefn,
Halle a. d. S. (E. V.)

Uebungsſtunden:Dienstag und Freitag ab
Uhr im Johannesbad

Arb Samariter-Ksl. Halle
Jed. Freitag Uebungs-

ſtunde in der „Goldenen
Kette“, Alter Markt, und
„Lüderitzberg“, Reilſtraße.

Handol.-Gesoſischaft
Harmonie, Halle a. d. S.
Vereinslokal: Reſtaur.

Selka, Dorotheenſtr., 12.Jed. Freitag: ebungsſt.
Sonntag, den 4. Juli:

Tagestour ins Blaue.
Treffpunkt: Ranniſcher
Platz, früh 6 Uhr.

L Hall Hanolin.-Brchester.

Berein z. Pflege nur guter
Mandol.- u. Lautennntſik.
Uebungsſtd.: Jeden Sren
tag, abends 7 Ubr, inBorks Reſtaurant, Kurze
Haſſe l.
Veſhand er Buchdinder.

Mittwoch, den 50. Juni,
z abds. 7 Uhr, im Gewerk-
chaftshauſe, Zimmer 14:

ertrauensmänner Sitz
ung. Betriebsräte undonnab. Uebungsſtunde.

den Sonnabend nach
Verſammlung.1.

Unterkaſſierer ſind ein
geladen.

F. Pantei Deutol,

Kemwunistlche Ardelter-

Ortsgr.
Halle.

Mittwoch, den 30. Juni,
abds. 7 Uhr, i. Volkspark:

Sehr wtehtige
Mitglieder Versammlung.
Ref. Gen. Raſch.
Ohne Mitgliedskarte kein

utritt.

beschädigt., Teilnehmer
und -Hinterbliedenen.

Ortagruppe: Halle (S.)
Mittwoch nach dem 1.

und 15. jeden Monats, imReſtaur. Kautzſch, War-
tinsberg, MitgliederVer-

Bund der Kriege

ſammlung. ontag und
rnergtag ede Woche,
abends 6--7 Uhr: Rechts
auskunft.

freie Sortal gen Halle
Jugendh.: Rathausſtr. 16,
geöffnet v. 7510 Uhr abds.

Heute: Gemeinſame Zu
ſammenkunft.
Donnerstag Mando-

linen-Uebungsſtunde.

Artisten Börse,
Halle a. S. Fernſpr. 2884,

Vereinslokal: Zur
Plauderecke, Auguſtaſtr.

Sitzung
verbunden mit Tanz-

Kränzchen.
Mittwoch, den 30. Juni:

Weinberg. Treffpunkt:
Hettſtedter Bahnhof um
6 Uhr.

l Gitarre-Dther-Ferein, H.-f.

Vereinsl.: Lüderitz Berg,
Reilſtraße 47. Jed. Mittw.

8 Uhr: Uebungsſtunde.

rin
Arbeiter Bildung
Verein Kröllwitz.

Vereinslokal: Lindendhof.
Ge ma Adteilung:

Jed. Donnerstag 8-10Uhr.
amatiſche Abteilung:

Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.
Turn Abteilung:

Dienstag u. Freitag 8-101.
nder u. Mandolin

Abteilung
Für Mädchen:

Mittwoch “28-10 Uhr.
Für Burſchen:

Donnerstag “e8
Bibliothek:

Donnerstag v. 8-10 Uhr.

[Ammoengdorr.

Tumverein Fichte

Radewell u. Umgegend.
Abteilung Oſfendorf,
reierhaus. Turnſtunde:

und Freitag von
r.

Abteilung Ammendorf.
Schützenhaus. Dienstag
und Freitag v. S 10 Uhr,

Abteilung Radewell,
Gaſth. Radewell. Diens
tag von 8--10 Uhr.

Schüler Abteilung für
Ammendorf: Mittwoch
von 5--7 Uhr.
Arbeiter Gesang- Verein

Ammendorf u. Umgegend

Für Männerchor ſeden
Dienstag abends 8 Uhr,
für a jed. Don-nerstag, abends 9 Uhr,
in Teichmanns Hotel:

Singestunden.,
Mittwoch, den 30. Juni,

abends 8 Uhr, im Legtzten
Dreier: Gemeinſchgftliche

m. d. Gruppe
Halle. Der Vorſtand.

[Moerseburg.

Gewerkschaftz Kartell

Memeburg.

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7 Uhr
Zinuna im Thüringer
Hof. Der Vorstand

bhesterftelt
Ge Echle, ohne Nawenauldrack

Poxtstr. 6. K. Gimpel.

Dem Weohle der Fraul
Zur Verhütg. naren-

N losen Eheunglücks
dient d. neu D. R. P. a.

23 Orig.-Kugel-
S Pessar Jnna,
o die einz. existierende
c Erfindung, welche
z. passend einsteollbar
o ist u. sicherenschuts

gewährt. Man ver-
iange Kostenlose Zu-

32 sendung d. Prospekte
E Versand portofrei.
Pauf Schwäreoke,

Heottstedt. *47
DI

Nöhel-Transporte

ſowie Speditions-
wmhbren führt ſachgemäß

aus Alb. eThomaſiusſtr. 15. Tel. 66

Rliue Roys

Very Fine
Thee Far West
Virginia Castle

Alles in Staniol-Packung.
Finzelverkauf per Stüek von 45 Pf. an.

Chesterſield Mk. 500 und echte Gold-Flake von Wills in Stanlfol
Kleinverkaut 60 Pf. per Stüek.

Deutsche Zigaretten, Tabalc, rein Uebersee, Zigarren
MK. 520. Neu Versteuert.,

Extra günstiges Angebot für Castwirte ung Wiederverkäufer

Englische Zigaretten,

7 l u

in gröberer Auswahl.

F. W. Grupe, Halle (S), Markt 15. Fernspr. 5371.

I 7

Neu verstenert.

per Mille Mk. 420
24260

380
38099

1920

2

sollten zur Erleiehterung
ihrer Entbindung Rad-J0
genießen Erhältlich im Re-
formhaus, Gr. Steinstr. 21.
Aufklär.-Druceks. Kostenlos.

Der Waſchbär
flickt Jhre

zerbrochene
Dauerwäſche.
Dauerwüäsche-Ver-
tried, Kl. Berlin 2,

1 Treppe. 1638
Eingang Sternſtraße.

Große Auswahl in
Hosenträeern,

Wie wir belogen

wurden.

Die amtliche
Jrreführung des

deutſchen Volkes.
Preis 4 M. Porto 60 Pf.
Zu beziehen durch die
Vollsbuchhandlung.
Halle a. S., Harz 42/44.

e ger gaung,
Für die ſchönen Kranz-
ſpenden und das Geleit
zur letzten Ruhe beim
Hinſcheiden des Ar

Schulböcher

empfiehlt die

Verband der
kabrikarbelter.

Nachruf.
Den Mitgliedern zur

Nachricht,
Kollege

daß der

Gustav Thews

durchweg Gummi, preis- aus Ammendorfwert Sei ziger Bazar, e porti gestorben ist. 1921
Leipziger Str. 17. Wir verlieren in ihm

e ein braves Mitglied,Zumper. Wate. Nontuch ollegen der Leung- und werden t in

r werke, herzl. Dank. Ehren gedenken.u. holt ou lind ab s Frau Die Ortsverwaltung.
Ludwig, SehwetsehKeotr. 14, m m

J
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